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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

1. Abgeordnete
Sylvia
Bonitz
(CDU/CSU)

Befindet sich Deutschland, juristisch gesehen,
gegenwärtigim Kriegszustand,und wenn ja,
mit wem?

Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog
vom 17. Januar 2002

Deutschlandbefindet sich mit keinem anderen Staat im Kriegszu-
stand.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern

2. Abgeordneter
Hartmut
Koschyk
(CDU/CSU)

Trifft esnach Erkenntnissender Bundesregie-
rung zu, dassdie Ausgleichsämterder Länder
eine unterschiedliche Anerkennungspraxisbei
politischenHäftlingen im SinnedesHäftlings-
hilfegesetzesanwenden, so dass Zivildepor-
tierte, die in die Sowjetunionverschlepptwor-
den sind, andersbehandeltwerdenals solche,
die in andereStaatenverschlepptwordensind,
und sieht die Bundesregierung Anlass, die
Frist für Anträge zu Unterstützungen durch
die Stiftung für ehemaligepolitischeHäftlinge
zu verlängern?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast
vom 9. Januar 2002

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnissevor, wonachdie für
die FeststellungdesVorliegensder Leistungsberechtigunggemäû§10
Abs.4 Satz2 Häftlingshilfegesetz(HHG) zuständigenBehördender
Länder dasHHG unterschiedlich auslegenoder anwenden.Insbeson-
dere zur Gewährleistung einer bundeseinheitlichen Anwendung des
§1 Abs.6 HHG, hat die Bundesregierung denzuständigenLänderbe-
hörden Bearbeitungshinweisezur Verfügung gegeben.Sie geht des-
halb davon aus,dassdas geltendeRecht insoweit gleich angewandt
wird. DiesschlieûtabweichendeBewertungenim Einzelfallnicht aus.

Weder dasHHG noch dasStrafrechtlicheRehabilitierungsgesetzse-
hen eine Ausschlussfrist für Unterstützungsanträge± nach §18 des
jeweiligenGesetzes± bei der Stiftung für ehemaligepolitischeHäft-
linge,Bonn,vor.
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3. Abgeordneter
Erwin
Marschewski
(Recklinghausen)
(CDU/CSU)

Treffen die in Presseberichten (Frankfurter
Rundschauvom 23.November 2001) wieder-
gegebenenInformationen über die Besetzung
der neu geschaffenen Position einesIT-Direk-
tors im Bundesministerium desInnern (BMI)
zu, und wer hatteden Vorsitz in der Auswahl-
kommission,die den PersönlichenReferenten
der Staatssekretärin im BMI, Brigitte Zypries,
für die Besetzungdieserhoch dotierten Positi-
on bestimmt hat?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 4. Dezember 2001

Die neue Funktion des IT-Direktors wurde öffentlich in mehreren
überregionalenTageszeitungen, im Bundesministerium des Innern
und demGeschäftsbereichdesBMI ausgeschrieben.

Nach einerVorauswahlder eingegangenen 78 Bewerbungenblieb ein
Kreis von fünf nachdemAnforderungsprofil geeignetenKandidaten,
die zu einemAuswahlgesprächeingeladenwurden.

Der gleichberechtigten Auswahlkommissiongehörtenan:

± Staatssekretärin Brigitte Zypries, unmittelbare Vorgesetzte des
neuenIT-Direktors;

± Ministerialdirektor St.,Leiter der Zentralabteilung desBMI;

± Ministerialdirigent Sch., Verantwortlicher für die Einführung
BundOnline2005;

± Regierungsrätinz.A. Sch.,Psychologinund

± Herr U., alsexternerIT-Spezialistvon der Firma INFORA GmbH.

Der Vorschlag für die Besetzungder Funktion des IT-Direktors
erfolgteeinstimmig.

4. Abgeordnete
Beatrix
Philipp
(CDU/CSU)

Wird die Behauptungin der ARD-Fernsehsen-
dung ¹FAKTª vom Montag, den 14.Januar
2002,dassdie kurdischeSeparatistenorganisa-
tion PKK zum Zeitpunkt ihresVerbots(1993)
bundesweit5000 Anhänger gehabthabe und
nunmehrbei ¹ungebrochenenª Zulauf bundes-
weit 12000 Anhänger habe,von der Bundes-
regierungbestätigt,und wenn ja, wasgedenkt
die Bundesregierung bei diesem ablesbaren
¹Trendª einerZunahmezu unternehmen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Fritz Rudolf Körper
vom 21. Januar 2002

Nach ErkenntnissendesBundesamtes für Verfassungsschutzhattedie
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) zum Zeitpunkt des Erlassesdes
Betätigungsverbots (1993) rd. 6100 Mitglieder. Die Anhängerschaft
nahmin denFolgejahrenbis 1996auf rd. 10000zu; seit1997bewegt
siesichin einemRahmenvon 11000bis12000.

DieseEntwicklungzeigt,dassjedenfallsab 1997von einem¹ungebro-
chenenZulaufª nicht gesprochenwerdenkann; die Statistikzwischen
1993und 1996spiegeltSonderentwicklungenwieder,die in einer sei-
nerzeiterheblichenMilitanz der Organisation wurzelten.

Im Übrigen sind VerknüpfungenzwischenVerbot und Mitgliederent-
wicklungspekulativ,da der Vergleichmit einerMitgliederentwicklung
ohneVerbot der Natur der Sachenachnicht gezogenwerdenkann.

Unbeschadetdessenhält die Bundesregierungeinen ebensokonse-
quenten,wie lange angepasstdifferenziertenVollzug des PKK-Ver-
botsweiterhinfür dasgeeigneteMittel, um einemunveränderterhebli-
chen Gefährdungspotentialfür die innere Sicherheit entgegentreten
zu können.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz

5. Abgeordneter
Albrecht
Feibel
(CDU/CSU)

Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass
Reiseveranstalter in regelmäûigen Abständen
auf den Abschlussder gesetzlichvorgeschrie-
benen Insolvenzversicherung überprüft wer-
den?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Prof. Dr. Eckhart Pick
vom 18. Januar 2002

Die Einhaltung der KundengeldabsicherunggegeneineInsolvenzdes
Reiseveranstalters nach§651k desBürgerlichenGesetzbuchs wird in
der Praxis laufendüberprüft. Das wird durch eine Kombination ver-
waltungsrechtlicher und zivilrechtlicherMittel erreicht.Der Reisever-
anstalterkann nach§651k Abs.4 desBürgerlichen Gesetzbuchsvon
seinenReisendenweder Anzahlungennoch vollständigeReisepreise
verlangen,ohne ihnen zuvor dasBesteheneiner ausreichendenKun-
dengeldabsicherungdurch einenvon demAbsichererselbstausgestell-
ten Sicherungsscheinnachzuweisen.Ein Verstoû gegendiesePflicht
ist mit einem Buûgeld bewehrt (§147b der Gewerbeordnung). Der
Absicherer kann Einwendungenaus dem Vertrag gegenüberdem
Kunden nicht erheben,so dassdiesesehr effektiv abgesichertsind.
Wird der Vertrag zwischendem Kundengeldabsichererund dem Rei-
severanstalter beendet,so ist der Kundengeldabsicherer nach Arti-
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kel 238Abs.2 desEinführungsgesetzeszum BürgerlichenGesetzbuch
verpflichtet, diese Beendigungden zuständigenStellen mitzuteilen.
Die zuständigenBehördender Länder fordern dann die betreffenden
Reiseveranstalter auf, eineAbsicherungnachzuweisen.Geschiehtdas
nicht, ist es möglich, den betreffenden Reiseveranstaltern nach §35
der Gewerbeordnung die Führung ihres Gewerbesohne Bestehen
einer Absicherungzu untersagen.DiesesInstrumentarium ist durch
das Zweite Gesetzzur ¾nderungreiserechtlicherVorschriften vom
23.Juli 2001(BGBl. I S.1658)noch verbessertworden.Nach diesem
Gesetzkönnen KundengeldabsichererEinwendungen aus dem Ver-
trag mit demReiseveranstalternicht gegenüberdemKunden erheben
und diesenauchnicht entgegenhalten,dassder Vertrag bereitsbeen-
det sei. Schlieûlichwird auf der GrundlagediesesGesetzesjetzt ein
einheitlichesFormularmuster entwickelt,um den ReisendendasAuf-
finden des Sicherungsscheins noch leichter und damit die Kontrolle
einesBestehensder Absicherungnocheffizienterzu machen.

6. Abgeordneter
Albrecht
Feibel
(CDU/CSU)

Wer kam nachKenntnis der Bundesregierung
im Falle des zahlungsunfähigen Hamburger
Reiseveranstalters ¹Transatlas International
Touristik GmbHª (vgl. DIE WELT vom
19.Dezember 2001), der offenbar keine ge-
setzlich vorgeschriebene Insolvenzversiche-
rung hatte, für die Kosten desRücktransports
von 300 in der Türkei festsitzenden Urlaubern
auf, und wie hoch warendie anfallenden Kos-
ten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Prof. Dr. Eckhart Pick
vom 18. Januar 2002

In demangesprochenenFall konntennachKenntnis der Bundesregie-
rung etwa 300 deutscheUrlauber den Rückflug von ihrem Türkei-
Urlaub von Bodrum auszunächstnicht antreten,weil die Fluggesell-
schaft ¹Air Anatoliaª den Rücktransport mit Blick auf Zahlungs-
schwierigkeiten desReiseveranstalters ¹TransatlasInternational Tou-
ristikª verweigerte.Daraufhin kam es,nachdemauchdasAuswärtige
Amt und der DeutscheReisebüro-und Reiseveranstalterverbande.V.
(DRV) auf den Reiseveranstalter, die Fluglinie und die türkischeRe-
gierungeingewirkthatten,zu Verhandlungen zwischendemReisever-
anstalterund der Fluggesellschaft. Sie führten zu dem Ergebnis,dass
die Fluggesellschaft die Reisendennach Deutschland zurückbeför-
derte. Nähere Einzelheitenzum Inhalt dieserVereinbarung sind der
Bundesregierung nicht bekannt.Das AuswärtigeAmt, daszur konsu-
larischenBetreuung der Reisendenin Bodrum tätig gewordenwar,
übernahmkeineKostenfür die RückführungnachDeutschland. Nach
Kentnis der Bundesregierungfielen für die Reisenden keine zusätzli-
chenKosten für den Rückflug an. Ob, wie in dem Artikel in der Zei-
tung ¹DIE WELTª vom 19.Dezember2001erwähnt,in Einzelfällen
dadurchzusätzlicheKostenentstanden,dassder Rückflug zu anderen
als den gebuchtenOrten in Deutschlanddurchgeführt und eine Wei-
terreisevon dort auserforderlich wurdeund wie hochggf. die hierfür
entstandenenKostenwaren,ist der Bundesregierungnicht bekannt.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen

7. Abgeordneter
Dietrich
Austermann
(CDU/CSU)

WelcheÜberlegungen habendasBundesmini-
sterium der Finanzen veranlasst,gemäû§44
Abs.3 der Bundeshaushaltsordnung (BHO)
einzuwilligen,dassdurch dasBundesministeri-
um für Arbeit und SozialordnungdemEuropa-
büro für Projektbegleitung ohne Ausschrei-
bung die Befugnisverliehenwerdensollte,das
milliardenschwereEU-Programm EQUAL für
Deutschlandabzuwickeln?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 9. Januar 2002

Nach §44 Abs.3 der BHO kann juristischenPersonendesprivaten
Rechtsdurch daszuständigeBundesministerium die Befugnisverlie-
henwerden,Verwaltungsaufgabenauf demGebiet der Zuwendungen
im eigenenNamen und in den Handlungsformen des öffentlichen
Rechts wahrzunehmen. Diese so genannte Beleihung durch das
zuständigeBundesministerium bedarf der Einwilligung durch das
Bundesministerium der Finanzen.

Maûgebendfür die EntscheidungdesBundesministeriumsder Finan-
zen war dasVorliegender nachder BHO vorgesehenengesetzlichen
Voraussetzungen.Danachmuss:

a) der Beliehenedie Gewährfür einesachgerechteErfüllung der ihm
übertragenenAufgabenbietenund

b) die Beleihungim öffentlichenInteresseliegen.

Nach demVortrag desBundesministeriumsfür Arbeit und Sozialord-
nung war die sachgerechte Erfüllung der Aufgabengewährleistet,da
dasEuropabürofür Projektbegleitung in jahrelanger Tätigkeit Projek-
te desEuropäischenSozialfondszufrieden stellendbetreut hatte. Es
war vielfach von Institutionen der EuropäischenUnion geprüft wor-
den, die zu keinen BeanstandungenAnlassgegebenhatten. Auf der
GrundlagedesVortragesdesBundesministeriumsfür Arbeit und So-
zialordnungbestandauchein öffentlichesInteressean der Beleihung,
da dasEuropabüro für Projektbegleitung insbesondere aufgrund sei-
ner EDV-Ausstattung über die besserenMöglichkeiten gegenüber
dem Ministerium zur Bearbeitung der Anträge verfügte,dasBundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung selbstnicht über die not-
wendigenArbeitskapazitätenverfügt und bei einemTeil der Projekte
eineEinschaltungDritter europarechtlich vorgeschriebenist.

Die vergaberechtliche Auswahl deszu Beleihendenist nicht Teil der
Beleihungsprüfung. Das Bundesministerium der Finanzenwar hieran
nicht zu beteiligenund verfügtüberkeineErkenntnissehierzu.
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8. Abgeordneter
Albrecht
Feibel
(CDU/CSU)

Welcheder in der Antwort der Parlamentari-
schen Staatssekretärin beim Bundesminister
der Finanzen, Dr. Barbara Hendricks, auf
meine schriftliche Frage9 auf Bundestags-
drucksache14/8084genanntenPersonensind
nebenamtlich tätig, und welcheInfrastruktur-
kosten(für Büro, Dienstreisenetc.)stehenGe-
schäftsführung, Stiftungsratund Vorstand zur
Verfügung?

9. Abgeordneter
Albrecht
Feibel
(CDU/CSU)

Wie setzt sich die Geschäftsführung zusam-
men,und wie wird siedotiert?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 23. Januar 2002

Gemäû§17desGesetzesüberdie Ausprägung einer1-DM-Goldmün-
zeund die Errichtung der Stiftung ¹Geld und Währungª sinddie Mit-
glieder desStiftungsratesund desVorstands,soweitsie nicht neben-
amtlich tätig sind,ehrenamtlichtätig.

Der Stiftungsrat bestellteam 18.Januar2002den Vorstand der Stif-
tung, der für die laufendenGeschäfteund die Auûenvertretung der
Stiftung verantwortlich ist. Vorstandsmitgliedersind Dr. Reiner Kö-
nig (Vorsitzender,Bundesbankdirektor), Dr. Christoph Keller (Bun-
desbankdirektor) und Herr Franco Bettin (Ministerialrat im Bundes-
ministerium der Finanzen).Der Vorstand wird von einem externen
Geschäftsbesorgerunterstützt.Der Stiftungsrathat sich dabei für die
Stiftungsverwaltung GmbH des Stifterverbandes für die Deutsche
Wissenschaft entschieden.

Der Stiftungsrat der Stiftung ¹Geld und Währungª hat auf seiner
konstituierendenSitzungam 18.Januar2002keineEntscheidungzur
neben-oder ehrenamtlichen Tätigkeit seinerMitglieder oder der Vor-
standsmitgliedergefällt. Über die Erstattungvon Reisekosten hinaus
sindbisherkeinediesbezüglichenZahlungengeleistetodergeplant.Et-
waigekünftige Aufwandsentschädigungender Stiftungsgremienunter-
liegenohnehindenBeschränkungender Nebentätigkeitsverordnung.

Der auf der Sitzungvom 18.Januar2002vom Stiftungsratverabschie-
deteWirtschaftsplan der Stiftung für dasJahr 2002sieht für den Ge-
schäftsbesorger einen Betrag von 80000Euro, für Ausgabenfür die
Stiftungsorgane20000Euro, für vermischteAusgabenfür Büromate-
rialien usw. 5000Euro und für den Erwerb von Geräten, Ausstat-
tungs-und Ausrüstungsgegenständen10000Euro vor.

10. Abgeordneter
Herbert
Frankenhauser
(CDU/CSU)

Wie hat sich das Staatsdefizitder jeweiligen
Euro-Teilnehmerstaatenseit 1998in absoluten
Zahlenentwickelt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 22. Januar 2002

Zum öffentlichenHaushaltssaldoder Euro-Teilnehmerstaatenin abso-
lutenZahlenliegenkeineveröffentlichungsfähigenDatenvor.

11. Abgeordneter
Herbert
Frankenhauser
(CDU/CSU)

Wie hat sich das Staatsdefizitder jeweiligen
Euro-Teilnehmerstaatenseit1998im Vergleich
zum jeweiligen Bruttoinlandsprodukt entwik-
kelt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 22. Januar 2002

Die Zahlenbitte ich, der nachfolgendenÜbersicht¹Öffentliche Haus-
haltssaldender Euro-Teilnehmerstaatenªzu entnehmen.

Öffentliche Haushaltssalden der Euro-Teilnehmerstaaten

1998 1999 2000 2001

Belgien in %desBIP ±0,8% ±0,6% +0,1% ±0,2%

Deutschland in %desBIP ±2,2% ±1,6% ±1,3% ±2,5%(±2,6%)*)

Finnland in %desBIP +1,3% +1,9% +6,9% +4,8%

Frankreich in %desBIP ±2,7% ±1,6% ±1,4% ±1,6%

Griechenland in %desBIP ±3,1% ±1,8% ±1,1% +0,4%

Irland in %desBIP +2,3% +2,3% +4,5% +2,4%

Italien in %desBIP ±2,8% ±1,8% ±0,3% ±1,2%

Luxemburg in %desBIP +3,4% +3,6% +6,1% +4,4%

Niederlande in %desBIP ±0,8% +0,4% +2,2% +1,3%

Österreich in %desBIP ±2,4% ±2,2% ±1,1% ±0,2%

Portugal in %desBIP ±2,4% ±2,1% ±1,5% ±2,0%

Spanien in %desBIP ±2,6% ±1,1% ±0,4% +0,1%

*) StatistischesBundesamt,Stand:17.Januar2002.

Quelle:EU-KOM, Herbstprognose,Oktober/November2001,Wertefür 2000und 2001ohneUMTS-Erlöse

12. Abgeordneter
Klaus
Hofbauer
(CDU/CSU)

Ist der Bundesregierung bekannt, für welche
Maûnahmen das Beitrittsland Tschechien
Strukturförderungen von der Europäischen
Union bis zum Zeitpunkt des Beitritts erhält
und welches Strukturfördervolumen Tsche-
chiennachdemBeitritt zu erwartenhat?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 15. Januar 2002

In der Zeit bis zum Beitritt unterstütztdie EU Tschechienbei Vorbe-
reitung und Annäherung an den gemeinschaftlichen Besitzstandim
Infrastrukturbereich im Rahmen des speziell dafür vorgesehenen
strukturpolitischenInstrumentsISPA (Instrument for StructuralPoli-
cies for Pre-Accession). Das Vorbeitrittsinstrument ISPA sieht eine
finanzielleBeteiligungan Maûnahmenauf dem Gebiet der Verkehrs-
infrastruktur und des Umweltbereiches vor. Entsprechend den
Beschlüssendes ER Berlin ist als Obergrenzefür die Finanzierung
von ISPA insgesamt1040Mio. Euro p.a. für alle Beitrittskandidaten
festgelegt.Auf Tschechienentfällt davoneineSummevon ca.57,2bis
83,2Mio. Euro p.a.

Eine Aufteilung des Strukturfördervolumensfür die Zeit nach dem
Beitritt nacheinzelnenBeitrittsländern liegt derzeitnochnicht vor. Es
wird angestrebt, die Beitrittsverhandlungen zur Struktur- und Regio-
nalpolitik im zweiten Halbjahr 2002 abzuschlieûen.Vorschlägeder
EU-KommissionsindEndeJanuar/AnfangFebruarzu erwarten.

13. Abgeordneter
Klaus
Hofbauer
(CDU/CSU)

Sieht die Bundesregierung die Gefahr, dass
nach dem Beitritt Tschechienszur Europä-
ischenUnion zwischendem Beitrittsland und
der ostbayerischen Grenzregionein Förderge-
fälle entsteht,welcheszu strukturellenVerwer-
fungen, insbesonderezu Abwanderungenvon
Unternehmen aus der ostbayerischen Grenz-
regionführt, und wennja, welcheMaûnahmen
beabsichtigtdie Bundesregierung zu treffen,
dieserGefahrentgegenzuwirken?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller
vom 15. Januar 2002

Die ostbayerischeGrenzregiongehörtzumFördergebiet:

· der Gemeinschaftsaufgabe ¹Verbesserungder Regionalen Wirt-
schaftsstrukturª (mit Ausnahmeder LandkreiseNeustadt an der
Waldnaab,Schwandorfund Weidenin der Oberpfalz),

· der EU-StrukturfondsnachZiel 2 und

· der Gemeinschaftsinitiative INTERREG III A.

Mit der finanziellenAusstattungdieserFörderprogrammeverfügt der
FreistaatBayernüber einenerheblichenGestaltungsspielraum zur er-
folgreichen Bewältigungdes Anpassungsprozessesin den ostbayeri-
schenGrenzregionen.

Die EuropäischeKommissionarbeitetderzeitan der Umsetzungihrer
Vorschlägefür eine ¹Gemeinschaftsaktion für Grenzregionenª. Zu
den hiervon erfasstenGebietengehörenauchdie bayerischenGrenz-
regionen.
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14. Abgeordnete
Eva-Maria
Kors
(CDU/CSU)

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung hinsichtlich der Prüfung von orthopädi-
schenBetriebendurch Finanzämterinsbeson-
dere im Raum Bremenvor, wobei von Seiten
der Finanzämterdie Auffassungvertretenwor-
den sein soll, dassin einer Reihe von Banda-
genpositionenstattdemermäûigtenMehrwert-
steuersatzder volle Mehrwertsteuersatzange-
setztwerdenmüsse,und welchegrundsätzliche
Auffassung vertritt die Bundesregierung im
Hinblick auf die Frage,welcheMehrwertsteu-
er-Sätzefür die Versorgungder Patientinnen
und Patienten mit orthopädischen Bandagen
anzusetzensind?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 22. Januar 2002

Der Bundesregierung liegenkeine Erkenntnissehinsichtlich der Prü-
fung von orthopädischenBetriebendurch Finanzämterinsbesondere
im Raum Bremenund der dabeigetroffenen Feststellungenvor. Die
Verwaltungder Umsatzsteuerund die Durchführung von Betriebsprü-
fungen ist Ländersache.Über die ErgebnisseeinzelnerBetriebsprü-
fungenwird die Bundesregierung im Regelfallnicht unterrichtet.

Allgemein ist anzumerken, dassauf Bandagender ermäûigteUmsatz-
steuersatznach §12 Abs.2 Nr. 1 Umsatzsteuergesetz± UStG ±
i. V. m. Nr. 52 der Anlagezum UStG nur dannanzuwendenist, wenn
es sich um medizinisch-chirurgische Bandagen aus Unterposition
902119 (jetzt: 902110) desZolltarifs handelt.Dies hängt von der je-
weiligentatsächlichen Beschaffenheit ab. Für Lieferer und Abnehmer
von Bandagenbestehtdie Möglichkeit, im Einzelfall zur Klärung des
anzuwendendenUmsatzsteuersatzeseine unverbindlicheZolltarifaus-
kunft für Umsatzsteuerzwecke bei der zuständigenZolltechnischen
Prüfungs-und Lehranstaltzu beantragen.

15. Abgeordneter
Dr. Uwe-Jens
Rössel
(PDS)

Mit welcher Zielstellung und Zusammenset-
zungbeabsichtigtdie Bundesregierung die Ein-
setzung einer Bund-Länder-Kommission für
den Einstiegin eineReform der Kommunalfi-
nanzierung?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 15. Januar 2002

Ziel der Bund-Länder-Kommissionsollte für den Einstiegin eineRe-
form der Kommunalfinanzierungsein,bis zur Mitte der nächstenLe-
gislaturperiodezu den dringendstenFragenkonkrete Vorschlägefür
die Gesetzgebung zu erarbeiten.Hierzu gehörenaus der Sicht des
Bundesministeriums der Finanzen die Zukunft der Gewerbesteuer
und damit desgesamtenkommunalenSteuereinnahmesystemssowie
der die Kommunen besondersdrückendeAusgabenblock der Sozial-
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hilfe und in diesemZusammenhang insbesondereFragender Verzah-
nung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe.Damit wird dem kommu-
nalen Wunsch,die Diskussion zur Gemeindefinanzreform nicht auf
dasThemaGewerbesteuer zu verengen,sonderndabeiauchdie Aus-
gabenseitein denBlick zu nehmen,entsprochen.

Über die Zusammensetzungder Kommissionhat der Bundesminister
der Finanzen,Hans Eichel, noch nicht entschieden.Ihr werden auf
jeden Fall Vertreter des Bundes,der Länder und der kommunalen
Spitzenverbändeangehören.

16. Abgeordneter
Dr. Uwe-Jens
Rössel
(PDS)

Welche Position beziehtdie Bundesregierung
zur ForderungdesDeutschenStädte-und Ge-
meindebundes auf der Bundespressekonferenz
am 3. Januar 2002 nach einem Sofortpro-
gramm für die Entlastungfinanziell gebeutel-
ter Städte und Gemeinden (vgl. Neues
Deutschlandvom 4. Januar2002)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 15. Januar 2002

Die Bundesregierung verkennt nicht die bestehendenstrukturellen
ProblemedeskommunalenFinanzsystems.Vorschlägefür die hierbei
erforderlichen Reformmaûnahmenwird die einzusetzende Kommissi-
on erarbeitenmüssen.

Die Bundesregierung hat kommunaleBelangeim RahmendesGeset-
zeszur Fortentwicklung desUnternehmenssteuerrechtsaufgegriffen.
Durch die Beschlüssedes Vermittlungsausschussesvom Deutschen
Bundestagund Bundesrat,denender Bundesratin seinerSitzungam
20.Dezember2001 zugestimmthat, konnten nochmalsVerbesserun-
genfür die Kommunenerzieltwerden.Insgesamtführt dasGesetzzu
Mehreinnamen bzw. zur SicherungeinesGewerbesteueraufkommens
von mehrals1 Mrd. Euro.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie

17. Abgeordneter
Ernst
Hinsken
(CDU/CSU)

Was will die Bundesregierung unternehmen,
um ein ¹Tankstellen-Sterbenª in Ostbayern,
insbesondereentlangder österreichischenund
der tschechischenGrenze zu verhindern, weil
nachder Einführung der Öko-Steuerdie Sprit-
preisein Österreichum biszu 22 und in Tsche-
chien um bis zu 13,4Cent billiger sind als in
grenznahendeutschenTankstellenund deshalb
mehr und mehr ¹Tank-Tourismusª dorthin
verzeichnetwerdenmuss?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 14. Januar 2002

Das Problem des¹Tank-Tourismusª, das auf niedrigerenKraftstoff-
preisenin Nachbarländern beruht,bestehtnicht nur gegenüberÖster-
reich und der TschechischenRepublik, sondern auch gegenüber
Luxemburg,Polen und der Schweiz.Es bestehtallerdingsnicht erst
seit Einführung der Ökosteuer.Gegenüberden Niederlanden,und
Dänemarkstellt sich dasProblemder Benzinpeisunterschiedein um-
gekehrterRichtungdar.

WesentlicheUrsachefür diesePreisunterschiedesindunterschiedliche
Mineralölsteuersätze.

Die Bundesregierung hat die Möglichkeit finanziellerHilfen für grenz-
nahe Tankstellengeprüft. Wegen des in der Fläche relativ dichten
deutschenTankstellennetzes und mangelsobjektiver Abgrenzungs-
möglichkeit, würden die an den GrenzenbestehendenWettbewerbs-
verzerrungendadurch lediglich weiter ins Inland verschobenund zu
weiteren Forderungenvon Tankstellenbetreibern führen. Für Tank-
stellenbetreiberund zuständigeBehörden wäre mit einem enorm
hohenVerwaltungsaufwand zu rechnen.

Die EU-Kommission hat dem im Jahre1997 von den Niederlanden
für 633 grenznaheTankstellen beantragtenbefristeten Verlustaus-
gleich für den gröûtenTeil wegenUnvereinbarkeitmit dem Gemein-
samenMarkt abgelehnt.Nach den Erfahrungenin den Niederlanden
ist auf diesem Wege für den überwiegendenTeil der grenznahen
Tankstellenin DeutschlandkeineLösungdesProblemszu erwarten.

Eine bessereHarmonisierung der Mineralölsteuern in der Europä-
ischenUnion würde dagegennicht nur die Problemevieler Tankstel-
lenbetreiberlösen,sondernauchBenachteiligungenzahlreicherande-
rer Unternehmenvermeiden.Die Bundesregierung wird sich deshalb
weiterhinnachdrücklich für eineweitergehendeeuropäischeHarmoni-
sierungder Mineralölsteuern einsetzen.

18. Abgeordneter
Ernst
Hinsken
(CDU/CSU)

Teilt die Bundesregierung die Meinung, dass
die betroffenenmittelständischenTankstellen-
betreiberdurch die Einführung der Ökosteuer
unverschuldetund unvorhergesehen in diese
Situation kamenund dieszu einer existenzbe-
drohendenWettbewerbsverzerrung mit Liqui-
ditätsschwierigkeiten führt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 14. Januar 2002

¹Tank-Tourismusª infolge niedrigerer Kraftstoffpreise in angrenzen-
denLänderngibt esnicht erstseitEinführung der Ökosteuer.Im Rah-
men der Ökosteuer wird die Mineralölsteuer auf Kraftstoffe ab
1. April 1999bis 2003in 5 Stufenum jeweils6 Pf/l bzw. 3,07ct/l an-
gehobenund zielgerichtet zur Senkungder Arbeitskosteneingesetzt.
Sie unterscheidetsich von früheren Erhöhungender Mineralölsteuer
(z.B. bei Benzin1991um 22Pf/l, 1994um 16Pf/l) sowohldurch ihre
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zweckgerichtete Verwendung alsauchdadurch,dassdie Anhebungen
in über mehrereJahrevorhersehbarenund maûvollenSchrittenerfol-
gen.

19. Abgeordneter
Ernst
Hinsken
(CDU/CSU)

Teilt die Bundesregierung die Meinung, dass
somit ein ganzerLandstrichauf deutscherSei-
te baldkeineTankstellenmehrhat?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 14. Januar 2002

Die Bundesregierung übersiehtnicht, dassder ¹Tank-Tourismusª teil-
weisezu erheblichenwirtschaftlichen Schwierigkeitenfür grenznahe
Tankstellenführenkann.

Preisvergleiche ausden Jahren1993und 1995zeigenaber beispiels-
weisefür BenzingegenüberPolen,Tschechiennoch deutlich gröûere
Unterschiede von bis zu 80Pf/l, gegenüberLuxemburg von über
30Pf/l ohne dassdort ganzeLandstricheohne Tankstellenauskom-
menmüssten.

20. Abgeordneter
Ernst
Hinsken
(CDU/CSU)

Wie wirkt die Bundesregierung auf die Deut-
schePostAG ein, damit diesedenPostagentu-
ren vor allemin denländlichenRegionengüns-
tigere finanzielle Rahmenbedingungen anbie-
tet, um zu verhindern, dass diese Gebiete
durch die zunehmendeSchlieûungvon Agen-
turen auf dem Postsektorimmer mehr ausge-
dünnt werden,weil sichdasGeschäftfür diese
nicht rentiert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 21. Januar 2002

Der Bundesregierung obliegt gemäû Artikel 87f des Grundgesetzes
die Aufgabe,flächendeckend eineangemesseneund ausreichendeVer-
sorgungmit Postdienstleistungensicherzustellen. Das Postgesetzund
insbesonderedie Post-Universaldienstleistungsverordnung enthalten
hierzu entsprechende Vorgaben,die sich vor allem an die Deutsche
PostAG richten. Danachist u.a. eineMindestanzahl von 12000 sta-
tionärenEinrichtungenunter Berücksichtigungeinwohneranzahl- und
flächenbezogener Belangevorzuhalten.

Die DeutschePost AG ist gehalten,diesenMaûgabenin geeigneter
Form nachzukommen.Die Wahl der Mittel fällt im Einzelnenin ihre
unternehmerischeDispositionsfreiheit.

Die Bundesregierung hat deshalbkeine rechtliche Handhabe,im Be-
reich des Filialnetzes auf die vertragliche Beziehungzwischender
DeutschenPostAG und demAgenturnehmerEinflusszu nehmen.
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21. Abgeordneter
Walter
Hirche
(FDP)

Treffen Aussagendes ¹Handelsblattsª vom
12.Dezember2001zu, wonachausder bishe-
rigen staatlichenFörderungder Kraft-Wärme-
Kopplung im Jahr 2000 eine Gesamtförder-
summevon 1,077Mrd. DM an die Unterneh-
men geflossenist und dabei BEWAG, MVV
und StadtwerkeDuisburg mehr als die Hälfte
der Gesamtfördersummeerhaltenhaben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 15. Januar 2002

Die sich ausdem Gesetzzum Schutzder Stromerzeugung ausKraft-
Wärme-Kopplung (Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz) vom 12. Mai
2000 ergebendenVergütungspflichten werdenzwischenden beteilig-
ten Energieversorgungsunternehmen unmittelbar abgewickelt. Des-
halb liegender Bundesregierung auchkeineoriginärenAngabendar-
über vor, in welchemUmfang einzelneUnternehmendurch die im
GesetzgetroffenenPreisregelungen ¹begünstigtª werden.

EntsprechendeDaten sind insbesondere dann,wennBeteiligungenan
Gemeinschaftskraftwerken vorliegen, wie z.B. beim Groûkraftwerk
Mannheim, von Auûenstehendenkaum in belastbarerWeise abzu-
schätzen.

Nach aktuellenAngabender DeutschenVerbundgesellschaft (DVG)
beliefensich die Vergütungen für Einspeisungenausden vom Kraft-
Wärme-KopplungsgesetzbegünstigtenAnlagenim Jahr 2000auf ins-
gesamtrd. 910Mio. DM. SpezifischeAngabenzu Vergütungshöhen
der genanntenUnternehmen im Jahr 2000 konnten von der DVG
nicht übermitteltwerden.

22. Abgeordneter
Walter
Hirche
(FDP)

Trifft die Information des¹Handelsblattsª zu,
dassVertreter ebendieserUnternehmenmaû-
geblich an der Gestaltungder geltendenFör-
derkriterien mitgewirkt haben,und wie bewer-
tet die Bundesregierung diesenSachverhalt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 15. Januar 2002

Den Branchenverbändenwurde im Rahmen des Gesetzgebungsver-
fahrensdie Möglichkeit eingeräumt,sich in einer Anhörung desAus-
schussesfür Wirtschaft und TechnologiedesDeutschenBundestages
zum Gesetzentwurf zu äuûern. Der Bundesregierung ist nicht be-
kannt, ob Vertreter der in der FragegenanntenUnternehmenauf die
Gestaltung der Kriterien für eine Begünstigungnach dem Kraft-
Wärme-KopplungsgesetzEinflussgenommen haben.
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23. Abgeordneter
Siegfried
Hornung
(CDU/CSU)

Aus welchen Gründen erfolgt im Zuge der
Förderung Ost bei der Investitionsförderung
im Bereich der Sägeindustrieeine Subventio-
nierung von Groûsägewerken in den neuen
Bundesländern?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 8. Januar 2002

In denneuenBundesländernhat sichin denletztenJahrenein tiefgrei-
fender Umstrukturierungs- und Anpassungsprozess vollzogen, der
nochnicht abgeschlossen ist. Um einesichselbsttragendeWirtschafts-
struktur mit einemmodernenKapitalstockzu erreichen,ist nachAuf-
fassungder Bundesregierung weiterhin einegezielteInvestitonsförde-
rung notwendig.Hauptziel der Förderung von Investitionen in den
neuenBundesländern ist es,neuewettbewerbsfähige Arbeitsplätze zu
schaffen.Die Investitionsförderungsoll dazubeitragen,die bestehen-
den Standortnachteile auszugleichen und so die Investitionsentschei-
dung zugunsteneinesStandortesin einer strukturschwachenRegion
zu beeinflussen.

Für das Fördersystemgibt es klare Regeln.Die Förderintensität ist
auchin denneuenBundesländernnachder Schwereder Regionalpro-
blemeabgestuft.Darüber hinauserhaltenkleine und mittlere Unter-
nehmendeutlicheFörderpräferenzen.

Investitionen im Bereich der Sägeindustriekönnen wie jede andere
Investitionder gewerblichenWirtschaft im Rahmender Bund-Länder-
Gemeinschaftsaufgabe ¹Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
strukturª (GA) gefördert werden,wenn die entsprechendenFörder-
voraussetzungen erfüllt werden. Es liegt in der Verantwortung des
jeweiligenLandes,ob und gegebenenfallsin welcherHöhe ein Investi-
tionsvorhaben gefördertwird. Der Bund und die anderenLänder wer-
den im Vorfeld der Förderentscheidungunterrichtet (s. auchAntwort
zu Frage25).

24. Abgeordneter
Siegfried
Hornung
(CDU/CSU)

Teilt die Bundesregierung die Einschätzung,
dass massive Wettbewerbsverzerrungenund
die Verschärfung des Verdrängungswettbe-
werbseineFolgeder FörderungOstbeider In-
vestitionsförderung im Bereich der Säge-
industrie in den neuen Bundesländern sind,
und wennja, wasunternimmtsiedagegen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 8. Januar 2002

Die Bundesregierunggehtdavonaus,dassdie derzeitschwierigeLage
der Sägeindustriedurch den sich in der BranchevollziehendenStruk-
turwandelgeprägtist. Dies ist vor allem auf einendeutlichverschärf-
ten Wettbewerbinfolge der kräftig ausgeweitetenKapazitätenin Eu-
ropa zurückzuführen. Danebenspielt auch die ungünstige Entwick-
lung der Baukonjunktur und damit die schwacheNachfrageeine er-
heblicheRolle. Die Bundesregierung ist aber nicht der Auffassung,
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dassdie ablaufenden Anpassungsprozessedurch die Investitionsförde-
rung in denneuenBundesländernausgelöstwerden.

25. Abgeordneter
Siegfried
Hornung
(CDU/CSU)

Ist die Bundesregierung bereit, die Förderung
Ost bei der Investitionsförderung im Bereich
der Sägeindustriein denneuenBundesländern
aufgrundzu befürchtendenFehlentwicklungen
der Wettbewerbsverzerrungund der Verschär-
fung des Verdrängungswettbewerbszu über-
prüfen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 8. Januar 2002

Die BundesregierungpasstdasFördersystemlaufend an die sich än-
derndenBedürfnisseder Wirtschaftund die regionalen Entwicklungen
an.

Die Bundesregierung achtetdabeidarauf,förderbedingteSpannungen
und Wettbewerbsverzerrungenmöglichstzu vermeiden.Im Rahmen
der Gemeinschaftsaufgabe¹Verbesserung der regionalenWirtschafts-
strukturª (GA) habenBund und Länder für FörderanträgeausBran-
chenmit strukturellenSchwierigkeiten ein Informationsverfahren ver-
einbart, um die Transparenz der Förderentscheidung,die in der Ver-
antwortungund im Ermessender Länder liegt, zu erhöhen.Dasbewil-
ligende Land erläutert darin insbesonderedie im Rahmen der An-
tragsbearbeitung durchgeführten Prüfungen über Beschaffungs-
märkte, Absatzpotenzialeund Konkurrenzbeziehungen zu anderen
Wettbewerbern. Die anderenLänderund der Bundhabensodie Mög-
lichkeit zu der bevorstehendenInvestitionsförderung Stellungzu neh-
men. Ein Vetorecht bestehtnicht. Negative Voten einzelnerLänder
bzw. desBundesbeeinflussenabererfahrungsgemäûdennochdie an-
stehendeFörderentscheidung.

DiesesUnterrichtungsverfahenwird seitdem Frühjahr 2001bei allen
Investitionsvorhaben aus dem Bereich der Säge-und Holzindustrie
praktiziert.

26. Abgeordneter
Siegfried
Hornung
(CDU/CSU)

Was tut die Bundesregierung für die Vielzahl
mittelständischerHolz- und Sägewerksbetrie-
be?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 8. Januar 2002

Die Bundesregierung verfolgt eine zukunftsorientierte Mittelstands-
politik. Mittelständischen Unternehmenstehtein breitesFörderspek-
trum zur Verfügung,das von effizienten Finanzierungsinstrumenten
über individuelle Beratungsmaûnahmen bis zur Innovations- und
Technologieförderung reicht. Von diesenFördermöglichkeiten profi-
tieren im AllgemeinenauchmittelständischeHolz- und Sägewerksbe-
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triebe, sofernsiedie einschlägigenFördervoraussetzungen± wie z.B.
die jeweiligenKMU-Definitio nen± erfüllen.

Danebenerhaltenkleine und mittlere Unternehmen(KMU) bei der
Investitionsförderung in Förderregionen der Gemeinschaftsaufgabe
¹Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstrukturª (GA) deutliche
Förderpräferenzen.Hier liegendie Förderhöchstsätzevon KMU bis
zu 10%-Punktein den alten Bundesländern bzw. 15%-Punktein den
neuenBundesländern über denenfür gröûereBetriebe.Bei Investitio-
nenvon KMU wird dadurcheinedeutlichhöhereFörderintensität er-
reicht.

27. Abgeordneter
Dr. Paul
Laufs
(CDU/CSU)

Wie viele Kilowattstunden(kWh) elektrischen
Stroms sind bisher in Deutschlandin Leicht-
wasserreaktoren erzeugt und in öffentliche
Netzeeingespeistworden,und wie hochwaren
die durchschnittlichen direkten und indirekten
Subventionenje kWh aus öffentlichen Haus-
halten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 15. Januar 2002

In Deutschlandsind bisher in Leichtwasserreaktoren ca. 3225Mrd.
kWh erzeugtund in öffentlicheNetzeeingespeist worden.Subventio-
nen für die kommerzielleStromerzeugung aus Kernenergie gab es
nicht. Allerdings wurde die Forschung auf dem Gebiet der Kern-
energiedurchöffentlicheMittel unterstützt.

28. Abgeordneter
Dr. Paul
Laufs
(CDU/CSU)

Wie groû war in den vergangenendrei Jahren
die Menge desStroms,der von Photovoltaik-
anlagenin Deutschlanderzeugtund in öffentli-
cheNetzeeingespeistwordenist, und wie hoch
waren die durchschnittlichen direkten und in-
direktenSubventionenje kWh durch Umlagen
zu Lasten der Stromkundenund aus öffentli-
chenHaushalten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 15. Januar 2002

In denJahren1998bis 2000wurdenin Photovoltaikanlagen nachAn-
gabenvom VDEW rd. 66Mio. kWh erzeugtund in öffentlicheNetze
eingespeist.Die Vergütungssätzepro kWh warennachdemStromein-
speisungsgesetz in denJahren1998bisEndeMärz 2000an die Strom-
preisegekoppelt(vgl. Tabelle).Nach dem Inkrafttreten desErneuer-
bare-Energien-Gesetzesam 1. April 2000, betrug die Vergütung für
StromaussolarerStrahlungsenergie 99Pf/kWh.

SeitAnfang 1999wird die Errichtung und Erweiterungvon Photovol-
taikanlagen durch zinsgünstigeDarlehen im Rahmen des 100000
Dächer-Solarstrom-Programms gefördert.Die Förderung richtet sich
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nicht nachder erzeugtenStrommenge,sondernnachder installierten
Leistung.

1998 1999 2000

Eingespeiste
Strommenge

14,8Mio. kWh*) 19,1Mio. kWh*) 31,8Mio. kWh*)
(vorl. Angabe)

Vergütung 16,79Pf/kWh 16,52Pf/kWh 16,13Pf/kWh**)
99 Pf/kWh***)

*) AngabennachVDEW.
**) vom 1. Januarbis31.März 2000.

***) ab1. April 2000.

29. Abgeordneter
Dr. Paul
Laufs
(CDU/CSU)

In welcherHöhe wird gegenwärtigdie auf Ba-
sisdeutscherSteinkohleerzeugtekWh elektri-
schenStroms für die öffentliche Versorgung
aus öffentlichen Haushalten durchschnittlich
subventioniert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 15. Januar 2002

Auf BasisdeutscherSteinkohleerzeugterStrom für die öffentliche
Versorgungwird nicht subventioniert, weil deutscheSteinkohlewie
auchImportsteinkohlezumWeltmarktpreisin denKraftwerken einge-
setztwird. Steinkohlebeihilfen werdenlediglich für den Absatz deut-
scherSteinkohleund alsStilllegungsbeihilfenandie steinkohlefördern-
denUnternehmengewährt.

30. Abgeordneter
Dr. Paul
Laufs
(CDU/CSU)

In welcherHöhe wird gegenwärtig die durch
Windkraft erzeugtekWh direkt und indirekt
ausöffentlichen Haushaltenund durch Umla-
gezu Lastender Stromkundensubventioniert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 15. Januar 2002

Aus dem im Jahr 1989 gestarteten250 Megawatt-Windprogramm
sind insgesamtrd. 1100 Vorhaben gefördert worden.Die Investoren
haben im Jahr 2001 rd. 15Mio. DM als Betriebskostenzuschüsse
(6Pf/kWh) ausdemBundeshaushalterhalten.

Nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetzbetrug die Vergütung für
StromausWindkraft im Jahr2001mindestens17,8Pf/kWh.

31. Abgeordneter
Dr. Paul
Laufs
(CDU/CSU)

In welchemUmfang wurdenbisheröffentliche
Mittel für Forschungausgegeben, die der kom-
merziellenStromerzeugung in Leichtwasserre-
aktorenzugutekamen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 24. Januar 2002

Wie die Bundesregierung Ihnen bereits in der Antwort auf Frage
Nr. 3/15 aus1999mitgeteilt hat, betrugennachdenvorliegendenUn-
terlagendie Projektmittel für Forschungsarbeitenzum Leichtwasser-
reaktor (LWR) 488Mio. DM bis 1998. Im Zeitraum 1998 bis 2001
wurden für LWR-Sicherheitsforschung Projektmittel in Höhe von
etwa65Mio. DM bereitsgestellt. Für 2002sindetwa7 Mio. Euro vor-
gesehen.

32. Abgeordneter
Dr. Paul
Laufs
(CDU/CSU)

Wie hoch sind gegenwärtig die Steinkohlebei-
hilfen aus öffentlichen Haushalten, bezogen
auf die kWh elektrischenStroms,der auf der
BasisdeutscherSteinkohleerzeugtwird?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 24. Januar 2002

DeutscheSteinkohlewird von denKraftwerksbetreibernzumgleichen
Preis bezogenwie aus dritten Ländern importierte Steinkohle.Die
Steinkohlebeihilfen werdennicht an die Stromerzeuger gezahlt,son-
dern an die Unternehmen,die Steinkohlefördern. Die Stromerzeuger
habenkeineökonomischenVorteile durch den Einsatzsubventionier-
ter deutscherSteinkohle.Die Beihilfen sind dazubestimmt,den deut-
schen Kohleproduzenten die Differenz zwischenden Produktions-
kosten und dem Weltmarktpreis auszugleichenund die Stilllegungs-
aufwendungenzu erstatten.1999und 2000beliefensichdie Steinkoh-
lebeihilfendesBundesund desLandesNordrhein-Westfalenauf ins-
gesamtjeweils8,5Mrd. DM; im Jahr 2001 waren es 7,6Mrd. DM.
Davon entfielenauf Kraftwerkskohle1999rd. 6,5Mrd. DM, in 2000
5,9Mrd. DM (vorläufige Angabe) und in 2001 ca. 5,0Mrd. DM
(erste Schätzung).Darin sind nicht die Stilllegungshilfen enthalten.
SpezielleErhebungenüber die Stromerzeugung auf Basisdeutscher
Steinkohlewerdennicht durchgeführt.

33. Abgeordnete
Christa
Nickels
(BÜNDNI S90/
DIE GRÜNEN)

Wurden in der Vergangenheit von der Bundes-
republik DeutschlandWaffen direkt oder indi-
rekt anTogogeliefert?

34. Abgeordnete
Christa
Nickels
(BÜNDNI S90/
DIE GRÜNEN)

Wennja, wannund in welchemZeitraum?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf
vom 21. Januar 2002

Seit dem Inkrafttreten des Kriegswaffenkontrollgesetzes1961 sind
keineKriegswaffenausDeutschlandnachTogo geliefertwordenund
es wurden für derartigeLieferungenauch keine Genehmigungen er-
teilt.

Wasdie sogenanntensonstigenRüstungsgüter(WarendesTeilsI Ab-
schnittA der Ausfuhrliste, die keine Kriegswaffen sind) anbetrifft,
wurdenseitdemJahr1990AusfuhrennachTogoin drei Fällengeneh-
migt. DieseGenehmigungen ausden Jahren1992und 1993betrafen
jeweilsdie Lieferung einer einzelnenHandfeuerwaffe an einenpriva-
ten Empfänger.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft

35. Abgeordneter
Dietrich
Austermann
(CDU/CSU)

Inwieweit beabsichtigtdasBundesministerium
für Verbraucherschutz,Ernährung und Land-
wirtschaft der Fischereiangesichtsder geplan-
ten Absenkung der Fangquoten durch den
EU-Fischereirat und der geplantenAuflagen
für die FangnetzeHilfen zukommenzu lassen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Gerald Thalheim
vom 16. Januar 2002

Die Reduzierungder Fangquoten ist wegen der Überfischung un-
umgänglich und liegt letztlich auch im langfristigen Interesseder
Fischerei.

Im RahmendesgemeinschaftlichenFischereirechtssinddie Hilfen für
die Fischereiin denRichtlinien für die Gewährungvon Zuwendungen
zur Förderung von Investitionen in der Seefischerei(IRS-BMVEL)
und in den Richtlinien zur Förderung von Maûnahmenzur Kapa-
zitätsanpassung in der Seefischerei(KRS-BMVEL) geregelt.Diese
Richtlinien schöpfendenbeihilferechtlichen Rahmender Verordnung
(EG) Nr. 2792/1999des Rates vom 17.Dezember1999 zur Festle-
gung der Modalitäten und Bedingungenfür die gemeinschaftlichen
Strukturmaûnahmenim Fischereisektorweitgehendaus.Sie wurden
im Jahr 2000der EuropäischenKommissionnotifiziert und sind von
dieser genehmigt worden. Weitere Hilfen sind im Bundeshaushalt
nicht veranschlagt.

Wie aus den Beratungenzum Einzelplan 10 bekannt ist, stehenins-
gesamtim Bundeshaushalt2002für Hilfen an die FischereiMittel in
Höhe von 7890T Euro zur Verfügung.Davon sind 3800T Euro für
Maûnahmenzur Kapazitätsanpassung vorgesehen,d.h. für die end-
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gültigeStilllegungvon Fischereifahrzeugenund für die zeitweiseAuf-
gabeder Fischereitätigkeit zumSchutzder aquatischenRessourcen.

In diesemZusammenhang wird auf die im Jahr 2001 durchgeführte
Stilllegeaktion von Fischereifahrzeugenhingewiesen.Mit dieserMaû-
nahmewurdezur Reduzierungder Beifängein der Fischereimit einer
Vergütungausdem Bundeshaushalt für die Stilllegungvon Fischerei-
fahrzeugenein Anreiz für die Fischer geschaffen,die Fischereitätig-
keit zu ZeitenbesondershohenJungfischaufkommenszu vermindern.
DieseMaûnahme hat deshalbeinenzweifachen positivenEffekt: Zum
einenwird denJungfischendie Möglichkeit zum Heranwachsengege-
benund damit der Bestandsaufbaugefördert,zugleicherhaltendie Fi-
scherbei tatsächlicherfolgtenSchoneffekteneineVergütunggezahlt.
Die zur UmsetzungzuständigenBundesländer sindvom Bundesminis-
terium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft
(BMVEL) aufgefordert worden, über die Stilllegeaktion 2001 zu
berichten.Nach Eingangder Berichtewird die Bundesministerin für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, Renate Künast,
entscheiden,ob auchim Jahr 2002eineentsprechendeStilllegeaktion
durchgeführt werdenwird.

36. Abgeordneter
Peter
Bleser
(CDU/CSU)

Wie ist der aktuelleSachstandim Auswahlver-
fahrenzum Programm¹REGIONE N AKTIV
± Land gestaltetZukunftª?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 18. Januar 2002

Dasvon der Bundesministerin für Verbraucherschutz, Ernährungund
Landwirtschaft, Renate Künast, am 10.September2001 gestartete
Pilotprojekt ¹REGIONEN AKTIV ± Land gestaltetZukunftª befin-
det sich derzeit in der zweitenStufedesWettbewerbsverfahrens.Mit
Ablauf der Anmeldefrist für die Stufe1 des Wettbewerbsverfahrens
am 14.November2001hattenüber 200 RegionenausganzDeutsch-
land erste Konzepte für die Entwicklung ihrer ländlichen Gebiete
eingereicht.In ihrer Sitzungam11.Dezember2001hat eineunabhän-
gige Jury aus diesenAnträgen 33 Regionenausgewählt,die an der
Stufe2 desWettbewerbs teilnehmenkönnen.

Im nächstenSchritt ist es nun Aufgabe der ausgewähltenRegionen,
ein ausführlichesintegriertesregionalesEntwicklungskonzeptzu erar-
beiten.Frist für die Abgabeist der 28.Februar 2002.Im März 2002
werdenschlieûlich10 bis 15 RegionenalsModellregionenausgewählt
werden,die alsGewinnerdesWettbewerbsZuschüssefür die Umset-
zungihrer integriertenregionalen Entwicklungskonzepteerhalten.

Ausführliche und ständigaktualisierte Informationen können im In-
ternetunter www.modellregionen.deabgerufenwerden.
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37. Abgeordneter
Peter
Bleser
(CDU/CSU)

Fand unter den ausgewählten Projekten auch
der Antrag zur Modellregion¹Natur- und Kul-
turlandschaft Moselª Berücksichtigung, und
wenn nein, mit welcherBegründungwurde er
abgelehnt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 18. Januar 2002

Der Antrag zur Modellregion ¹Natur- und Kulturlandschaft Moselª
konntesichnicht für die zweiteStufedesWettbewerbsqualifizieren.

Grundlage für die Auswahlentscheidungder unabhängigenJury wa-
ren die im Internet und in der Wettbewerbsbroschüreveröffentlichten
Bewertungskriterien.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Sozialordnung

38. Abgeordnete
Dr. Sabine
Bergmann-Pohl
(CDU/CSU)

Wie vieleder mit der Einführung desNeunten
BuchesSozialgesetzbuch (SGB IX) notwendi-
gen örtlichen Servicestellen der Rehabilitati-
onsträgernach§ 22 SGBIX sind nachKennt-
nis der Bundesregierung bislangerrichtet wor-
den,und wo befindensichdiese?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 16. Januar 2002

Die Rehabilitationsträger haben die gemeinschaftliche Aufgabe, die
gemeinsamen Servicestellenunverzüglich in allen Landkreisen und
kreisfreien Städteneinzurichten. Soweit die ortsnaheBeratung und
Unterstützungbehinderterund von Behinderung bedrohterMenschen
gewährleistet ist, kann für mehrerekleine Landkreiseoder kreisfreie
StädteeineeinzigegemeinsameServicestelleeingerichtetwerden.Die
Landesversicherungsanstaltenhabendie Federführungbei der Umset-
zungübernommen.Bishersind 120 gemeinsameServicestelleneinge-
richtet worden;weiteresindin Vorbereitung.

39. Abgeordnete
Dr. Sabine
Bergmann-Pohl
(CDU/CSU)

Werden die Adressen dieser Servicestellen
nach Ansicht der Bundesregierung in der Öf-
fentlichkeit ausreichendpubliziert, und wenn
ja, auf welcheWeisegeschiehtdies?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 16. Januar 2002

Zur Hilfestellungbei der UmsetzungdesneuenSGBIX veröffentlicht
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnungverschiedene
Broschüren.Diese werden flankiert von einem Internetangebot, das
überdie HomepagedesMinisteriumszu erreichenist. Hier wird auch
in Kürze einelaufendaktualisierteÜbersichtder bereitsin Betriebge-
gangenengemeinsamen Servicestellenveröffentlicht. Informationen
über die für den jeweiligenWohnort nächstgelegenegemeinsameSer-
vicestelleerhalten die hilfesuchendenMenschenjetzt schonbei den
Rehabilitationsträgern, insbesonderebei den Landesversicherungs-
anstalten.Der VerbandDeutscherRentenversicherungsträgererstellt
derzeiteineAdressenliste und wird diesein Kürze im Internet veröf-
fentlichen.

40. Abgeordnete
Dr. Sabine
Bergmann-Pohl
(CDU/CSU)

Hat die BundesregierungErkenntnisse darü-
ber, von wie vielenPersonendie Servicestellen
bislangkontaktiert wurden, und wie bewertet
siedieseAnzahl?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 16. Januar 2002

Die Bundesregierung hat hierüberkeineErkenntnisse,da die Anzahl
der Personen,die Servicestellenaufgesuchthaben,nicht erfasstwird.

41. Abgeordnete
Dr. Sabine
Bergmann-Pohl
(CDU/CSU)

Wie bewertetdie Bundesregierung die bisheri-
ge Umsetzungdes durch die Einführung der
Servicestellen verfolgten Zieles,den behinder-
ten oder von Behinderung bedrohten Men-
schen eine trägerübergreifende, anbieterneu-
trale und zugleich verbindliche Anlaufstelle
zur Verfügungzu stellen,bei der sieumfassen-
deund qualifizierteBeratungerhalten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 16. Januar 2002

Die Bundesregierung geht davonaus,dassdie gemeinsamen Service-
stellen,die bereits eingerichtet wurden, ihre im Gesetzfestgelegten
Aufgabenordnungsgemäû wahrnehmen.Die Arbeit der Servicestellen
wird darüber hinaus einer von drei Forschungsschwerpunktenzur
UmsetzungdesSGBIX sein;zu dessenVorbereitungund Begleitung
wird sicheineArbeitsgruppedesBeiratsfür die Teilhabebehinderter
Menschenin Kürze konstituieren.

42. Abgeordneter
Klaus
Hagemann
(SPD)

In welchemUmfang stehendem Arbeitsamt
Worms im Rahmendes neuenModellprojek-
tes zum Job-AQTIV-Gesetz zusätzliche Mittel
und zusätzlichepersonelle Vermittlungskapazi-
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tätenzur Verfügungund welcheZiele alsauch
Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik
sollenin Worms im Vergleichzu den anderen
ausgewähltenModellprojekten besonderser-
probt werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 23. Januar 2002

In der GeschäftsstelleWormsdesArbeitsamtesMainz ist kein Modell-
projekt im Zusammenhang mit der UmsetzungdesJob-AQTIV-Geset-
zesgeplant.Jedochist die GeschäftsstelleWorms als Modellamt für
die Durchführung desProgrammsFAIR der Bundesanstaltfür Arbeit
(Förderung der Arbeitsaufnahme ± integriert und regulär) vorgese-
hen, in dem esum die Intensivierung der Beratung,Vermittlung und
Qualifizierung des Personenkreises der Langzeitarbeitslosen geht.
Dies soll in engerZusammenarbeitmit den örtlichen Trägernder So-
zialhilfeerfolgen.

In der GeschäftsstelleWorms sollen insgesamt17 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter ± in erster Linie Arbeitsvermittler ± zusätzlichzur
Verfügunggestelltwerden.Nebender erforderlichen Sachausstattung
werdenzusätzliche Mittel im RahmendesEingliederungstitelsin einer
Gröûenordnung von ca.1,6Mio. Euro für dasJahr 2002und jeweils
ca.3,2Mio. Euro für die Jahre2003bis 2005zur Verfügunggestellt.
Als Restbedarffür die Zeit nachdem Ende desModells (31.Dezem-
ber 2002)ist nochmalsein Betragvon ca.1,6Mio. Euro in Ansatzge-
bracht.

43. Abgeordneter
Meinolf
Michels
(CDU/CSU)

Wie hoch ist die Zahl derer, die aufgrund der
Green-Card-Aktion im letzten Jahr nach
Deutschlandgekommenund ein vertragliches
Arbeitsverhältnis eingegangensind?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 10. Januar 2002

Auf der Grundlageder auchalsGreen-Card-Aktion bezeichneten Ver-
ordnungüber die Arbeitsgenehmigung für hochqualifizierteausländi-
scheFachkräfte der Informations- und Kommunikationstechnologie
ist im letztenJahr insgesamt6409 ausländischenIT-Fachkräften die
Erteilung einer Arbeitserlaubnis für eine Beschäftigung in Deutsch-
land zugesichertworden. Davon entfielen 5548 Zusicherungen auf
ausdem AuslandeingereisteausländischeIT-Fachkräfte und 861 Zu-
sicherungenauf ausländischeHochschulabsolventen für die Aufnah-
me von BeschäftigungennachAbschlussdesStudiumsan einer deut-
schenHoch-oderFachhochschule.

44. Abgeordneter
Meinolf
Michels
(CDU/CSU)

Aus welchenLändern kamen dieseBewerber
schwerpunktmäûig?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 10. Januar 2002

Hauptherkunftsregionender ausländischenIT-Fachkräfte warenauch
im letzten Jahr Indien mit 1472, die Gruppe der StaatenRussland,
Weiûrussland, Ukraine, Estland,Lettland und Litauen mit zusammen
830sowieRumänienmit 481Fachkräften.

45. Abgeordneter
Meinolf
Michels
(CDU/CSU)

Wie vieleGreen-Card-BesitzerdesJahres2001
stehenzurzeit in einem vertraglichenArbeits-
verhältnisbzw.wie vielesindausgeschieden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 10. Januar 2002

Die Green-Card-Besitzerwerdenin der Statistik über die sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten nicht gesondertausgewiesen.In dieser
Statistik werdenausländischeBeschäftigtezwar nachder Staatsange-
hörigkeit und der beruflichenTätigkeit,nicht jedochnachdemarbeits-
genehmigungsrechtlichenZulassungsstatus erfasst.Es liegen deshalb
keine Zahlen darüber vor, wie viele Green-Card-Besitzerzurzeit in
einem Beschäftigungsverhältnisstehenbzw. ausgeschiedensind. Für
einenWechselder Beschäftigung wurden nach der Statistik über die
Arbeitsgenehmigungenbis Ende November2001nachder Erstzulas-
sung898ausländischenIT-Fachkräften Arbeitserlaubnissefür die Be-
schäftigungbei einemneuenArbeitgebererteilt.

46. Abgeordneter
Meinolf
Michels
(CDU/CSU)

Wie viele davonsind in ihre Heimatländer zu-
rückgekehrtbzw. leben weiterhin in Deutsch-
landund beziehenVersorgungsbezüge?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 10. Januar 2002

Auch in der Arbeitslosenstatistik werdendie ausländischenIT-Fach-
kräfte nicht gesonderterfasst.Der Bundesanstalt für Arbeit liegen
daherebenfallskeineZahlendarübervor, wie viele dieserFachkräfte
sicharbeitslosgemeldethabenund Leistungen wegenArbeitslosigkeit
beziehen.Da die ausländischenIT-Fachkräfte im Falle der Beendi-
gung ihrer Beschäftigungausreisenkönnen,ohne den Arbeitsämtern
die erteiltenArbeitserlaubnissezurückgebenzu müssen,könnenauch
keineAngabendarübergemachtwerden,wie vieleder bisherzugelas-
senFachkräftewiederin ihre Heimatländer zurückgekehrt sind.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung

47. Abgeordneter
Dr. Hans-Peter
Bartels
(SPD)

Verfügt das Bundesministerium der Verteidi-
gung über Informationen über die Kostenent-
wicklung in andereneuropäischenStreitkräf-
ten,die die Wehrpflicht abgeschafft haben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 15. Januar 2002

Auf Grund geänderter sicherheitspolitischer Rahmenbedingungen
wurde in einigeneuropäischen Staatendie Aussetzungbzw. Abschaf-
fung der Wehrpflicht beschlossen(Frankreich 1996, Niederlande
1995, Belgien 1994, Spanien1996, Portugal 1997). Die Aussetzung
bzw. Abschaffung der Wehrpflicht war immer Teil tiefgreifender
struktureller¾nderungender Streitkräfte.

Für dieseeuropäischenNATO-Partnerstaaten liegen teilweiseInfor-
mationenu.a. zu den Verteidigungsausgaben,zum Anteil der Perso-
nalausgabenund zur Personalstärkeder StreitkräftenachNATO-Kri-
terienvor.

Inwieweit ¾nderungender Ausgabenentwicklung kausalauf die Aus-
setzung/Abschaffung der Wehrpflicht zurückzuführen sind, bedürfte
einer detaillierten, länderspezifischenUntersuchung.Hierbei wären
nicht nur die Personalkosten, sondernu.a. auch die Auswirkungen
auf die militärischen Beschaffungen, die Materialerhaltung und den
Infrastrukturbedarf der Streitkräftezu betrachten.

Die vorliegenden Daten lassendamit keine aussagefähigenRück-
schlüssezu, inwieweit Veränderungender Ausgabenentwicklungen
auf die Aussetzung/Abschaffung der Wehrpflicht oder auf andere
Maûnahmender umfangreichen strukturellenVeränderungenzurück-
zuführensind.

48. Abgeordnete
Sylvia
Bonitz
(CDU/CSU)

Was hat die Bundesregierung bislangbei den
Verhandlungen mit den Versicherungsträgern
bezüglich der ¹Kriegsklauselª, die nur re-
duzierte Versicherungsleistungenfür Soldaten
im Auslandseinsatz vorsieht, erreichen kön-
nen, insbesondere vor dem Hintergrund
zunehmend risikobehafteter Bundeswehrein-
sätze im Rahmen des Bündnisfalls oder bei
UN-Einsätzen in dessenFolge?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Brigitte Schulte (Hameln)
vom 22. Januar 2002

Die den privaten Lebens-und Unfallversicherungsverträgen regelmä-
ûig zugrunde liegenden Allgemeinen Lebens-/Unfallversicherungs-
Bedingungen(ALB/AUB) enthaltenein Leistungsverweigerungsrecht
durch den Versichererin den Fällen, in denendasAblebenoder der
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Unfall desVersichertenunmittelbarodermittelbar durch Kriegs-oder
Bürgerkriegsereignisseverursachtwird (sog.Kriegsklausel).

Für Lebensversicherungenkonnte durch Verhandlungen desBundes-
ministeriumsder Verteidigungmit der DeutschenVersicherungswirt-
schafterreicht werden,dassdassog.passiveKriegsrisiko vom Versi-
cherungsschutz erfasstwird. Die Kriegsklausel kommt danachnicht
zur Anwendung,wenn der Versichertein unmittelbarem oder mittel-
baremZusammenhang mit kriegerischenEreignissenstirbt, an denen
er nicht aktiv beteiligtwar.

Bei denUnfallversicherungenkonntedie Einbeziehungdessog.passi-
ven Kriegsrisikos in den Versicherungsschutznicht erreicht werden.
Bei Unfallversicherungengilt daherdie Kriegsklauselweiterhinin vol-
lemUmfange.

Dadurch entstehendenSoldatenjedochkeineNachteile,weil der Ge-
setzgebermit §63b Soldatenversorgungsgesetz (SVG) eine Aus-
gleichsregelunggeschaffenhat.

Erleidet demnachein Soldatwährendeiner besonderenAuslandsver-
wendungim Sinnedes§58a BundesbesoldungsgesetzeinenSchaden
und verweigert ein Versichererunter Berufung auf die Kriegsklausel
die Versicherungsleistung,wird ihm oder den in der gesetzlichenVor-
schrift genanntenHinterbliebenender dadurch entstehendeVermö-
gensschadenvom Bund in angemessenemUmfang ersetzt.

Dies gilt auchbei Schädigungenaussonstigen,in dieserVorschrift ge-
nannten Anlässen(z.B. infolge von Verschleppung, Gefangenschaft
u.¾.) sowiefür Auslandsverwendungenmit gesteigerterGefährdungs-
lage(§63dSVG).

Von denVorschriftendes§63b und §63d SVG erfasstsind insbeson-
dere Lebens-und Unfallversicherungsverträge, die üblicherweisezur
Absicherungder Finanzierungvon Wohneigentum oder auchzur Al-
terssicherungabgeschlossenwerden.Dies gilt auchfür darin enthalte-
ne Invaliditäts-Zusatzversicherungen. Eine Begrenzungauf einen be-
stimmtenSchadensbetragist nicht vorgesehen.

49. Abgeordnete
Sylvia
Bonitz
(CDU/CSU)

Wie gedenkt die Bundesregierungdie öffent-
lich-versorgungsrechtlichen Verschlechterun-
gen für Soldatenund deren möglicheHinter-
bliebeneim Hinblick auf die ausdem Einsatz
in Afghanistan(und ggf. weitererKrisengebie-
te) zu erwartenden erhöhten Einsatzrisiken
aufzufangenbzw.auszugleichen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Brigitte Schulte (Hameln)
vom 10. Januar 2002

Die von Ihnen angesprochene allgemeineAbflachung des künftigen
Anstiegsder Versorgungsbezüge im Rahmen des Versorgungsände-
rungesgesetzes 2001 kann nicht mit den erhöhten Risiken bei Aus-
landseinsätzenverknüpft werden.Es handelt sich vielmehr um eine
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Einsparmaûnahme bei Beamten,Richtern und Soldaten,die ange-
sichtsder Kostenentwicklung der Pensionenunabdingbarist. DasGe-
setznimmt zudemLeistungen der Dienstunfallversorgungund der Be-
schädigtenversorgungausdrücklichvon den Reformmaûnahmen aus,
so dassim Falle einer dienstbedingtenSchädigungdasbisherigeVer-
sorgungsniveauerhaltenbleibt.

Darüber hinauswurde durch das Versorgungsänderungsgesetz 2001
der Versorgungsschutzbei Auslandseinsätzensogarnoch weiter ver-
bessert.SosiehtdasGesetzgünstigereAnspruchsvoraussetzungenfür
die GewährungeinereinmaligenEntschädigungnach§63adesSolda-
tenversorgungsgesetzesbei bestimmtenUnfällen währendeinesAus-
landseinsatzessowie eine Verbesserungder Hinterbliebenenversor-
gung im Falle der Gewährungder insbesonderenach Unfällen im
Auslandseinsatzin Betrachtkommenden¹qualifizierten Unfallversor-
gungª vor.

50. Abgeordneter
Albrecht
Feibel
(CDU/CSU)

Wird die frühere Chefin der GEBB, Annette
Fugmann-Heesing, nach ihrem Ausscheiden
eineAbfindung erhalten,und wenn ja, in wel-
cherHöhe?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Brigitte Schulte (Hameln)
vom 15. Januar 2002

Die Gesellschaftfür Entwicklung, Beschaffungund Betrieb mbH
(GEBB) wurde in einerprivatrechtlichenOrganisationsform mit eige-
ner Rechtspersönlichkeit geschaffen.Das rechtliche Eigenlebender
Gesellschafträumt der Gesellschafthinsichtlich gesellschaftsinterner
Vorgänge± wie beispielsweise demAbschlussoderder Auflösungvon
Arbeitsverträgen mit Mitarbeitern ± Selbstständigkeitein. Die Gesell-
schaftentscheidetauch,ob und wie sieEinzelheiten von Arbeitsverträ-
genihrer Mitarbeiter oderder Geschäftsführer gestaltet.

51. Abgeordneter
Norbert
Hauser
(Bonn)
(CDU/CSU)

Trifft eszu,dassder SitzdesevangelischenMi-
litärbischofsamtes von Bonn nach Berlin ver-
legtwerdensoll?

52. Abgeordneter
Norbert
Hauser
(Bonn)
(CDU/CSU)

Wenn ja, welche Gründe kann die Bundes-
regierungfür diesenUmzuganführen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Brigitte Schulte (Hameln)
vom 15. Januar 2002

In Artikel 14 des¹Vertragesder BundesrepublikDeutschlandmit der
EvangelischenKirche in Deutschlandzur Regelungder evangelischen
Militärseelsorgeª (Militärseelsorgevertrag vom 22.Februar 1957)
wurde für dasEvangelischeKirchenamt der Bundeswehr der Sitz des
Bundesministeriums der Verteidigung bestimmt. Das war nach den
damaligenGegebenheitenallein Bonn. Das Bundesministerium der
Verteidigungverfügt nachdemBerlin/Bonn-Gesetzüber zweiDienst-
sitze.Es gibt nochkeinekonkretenÜberlegungen,denSitz desEvan-
gelischenKirchenamtes der Bundeswehr am ersten Dienstsitz des
Bundesministeriumsder Verteidigungzu verändern.

53. Abgeordneter
Norbert
Hauser
(Bonn)
(CDU/CSU)

Aus welchenGründen soll der Sitz der Bun-
desakademiefür Sicherheitspolitik von Bonn
nachBerlin verlegtwerden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Brigitte Schulte (Hameln)
vom 15. Januar 2002

Der Beirat der Bundesakademie für Sicherheitspolitik hat sich auf
seinerSitzungam 17.Januar2001u.a. auchmit der FragedesStand-
ortes der Akademiebefasstund dazu den Mitgliedern desKuratori-
ums folgende Empfehlung vorgelegt: ¹Die Bundesakademie für Si-
cherheitspolitik ist von Bonn nachBerlin in eineeigene,angemessene
Liegenschaftzu verlegenª.

Ein Umzug nachBerlin wird von allen Mitgliedern desKuratoriums
unterstützt,dennsiesind davonüberzeugt,dassin Berlin eineengere
Ein- und Anbindung in den politischenEntscheidungsprozessdurch
dasParlamentund die Regierunggegebenist. In der Folge wurde in
der Sitzungder Kuratoriums vom 27.November 2001einvernehmlich
beschlossen, denBundesminister der Verteidigungzu bitten,die Verle-
gung der Akademie nach Berlin in eine angemesseneLiegenschaft
vorzubereiten.

Auf der GrundlagediesesBeschlusseswerdenderzeitdurch dasBun-
desministerium der Verteidigung geeigneteLiegenschaftenin Berlin
zur Aufnahme der Bundesakademie für Sicherheitspolitik einschlieû-
lich damit verbundenerKosten bewertet.Erste Untersuchungsergeb-
nissesindnicht vor Februar2002zu erwarten.

54. Abgeordneter
Norbert
Hauser
(Bonn)
(CDU/CSU)

Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung,
dassbeide Umzüge gegen§1 Abs.2 Nr. 3a
Bonn-Berlin-Gesetzverstoûen,nach dem der
Politikbereich¹Verteidigungª alsPolitikfunkti-
on in der BundesstadtBonn erhaltenund aus-
zubauenist?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Brigitte Schulte (Hameln)
vom 15. Januar 2002

Zur Aufgabe und Stellung der Akademie wird im Gründungserlass
von 1992ausgeführt: ¹Die Bundesakademie für Sicherheitspolitik ist
die zentrale,ressortübergreifendeEinrichtungund zugleichhöchstran-
gige Fortbildungsstätteder Bundesregierungauf dem Gebiet der Si-
cherheitspolitik. Siewird alsselbständige Dienststelleim Geschäftsbe-
reich desBundesministers der Verteidigungerrichtet und führt ihren
Auftrag für die Bundesregierung nachgrundsätzlichenWeisungen des
Kuratoriums durch.Sieist damit die höchstrangigeFortbildungsstätte
der Bundesrepublik Deutschlandauf dem Gebiet der Sicherheitspoli-
tik. Über alle grundsätzlichenFragen,die zum Aufgabenbereichder
Bundesakademie für Sicherheitspolitik gehören,beschlieût ein Kura-
torium nach Vortrag des Präsidentenbzw. auf der Grundlage von
Empfehlungen desBeiratsnachAnhörungdesPräsidenten.ª

Die Akademieist demnachdemBundesministerium der Verteidigung
nur organisatorisch zugeordnet; in ihrem Aufgabenbereich als die
höchstrangige sicherheitspolitische Fortbildungsstätte der Bundesre-
publik Deutschlandist sie eine ressortübergreifendeEinrichtung des
Bundes.

55. Abgeordneter
Martin
Hohmann
(CDU/CSU)

Wann werden die Sportgeräteim Fitnesszelt
desCamp TaskForce Fox bei Skopjeangelie-
fert und zur Benutzungfür die Soldatenund
Soldatinnenaufgestellt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 21. Januar 2002

GemäûWeisungdesInspekteurs desHeereszur Sportausbildung im
Einsatz wurde die Sportgeräte-Ausstattung¹Kondition/F itnessª für
dasDeutscheKontingent TaskForce Fox (TFF) über dasBundesamt
für Wehrtechnik und Beschaffung beschafft.Die Lieferung desSport-
gerätesatzes durch die Industrie erfolgte bis Anfang Januar2002.Es
ist vorgesehen,dassdasSportgerätbis spätestens20.Januar2002bei
denSoldatinnenund SoldatendesDeutschenKontingentsder TFF in
Mazedonienverfügbarist.

56. Abgeordneter
Martin
Hohmann
(CDU/CSU)

Wann wird für die Soldatenund Soldatinnen
desCamp Task Force Fox bei Skopje ein In-
ternet-Zugang geschaltet,um die Kommunika-
tion mit denAngehörigenin der Heimat zu er-
leichternund zu beschleunigen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 21. Januar 2002

Ein Internet-Zugang für die im Camp Fox stationiertenSoldatinnen
und Soldatenwurdeam11.Januar2002in Betriebgenommen.Damit
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wurde eine weitere Möglichkeit zur privaten Kommunikation zwi-
schenEinsatzgebiet und Heimatland sowiezur allgemeinenInforma-
tionsgewinnung geschaffen.

57. Abgeordneter
Josef
Hollerith
(CDU/CSU)

Welche Erkentnisse liegen der Bundesregie-
rung hinsichtlich einesStudentenan der Bun-
deswehrhochschulein Münchenim Rangeines
Oberstleutnants vor, der laut Zeitungsbericht
(Süddeutsche Zeitung vom 17.Dezember
2001)eine¹Ausbildungshilfe mit Foltermetho-
denª zusammengestellt hat und auchbeabsich-
tigte,diesezu veröffentlichen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 11. Januar 2002

Der Bericht in der Süddeutschen Zeitung vom 17.Dezember2001
über ein Truppendienstgerichtsverfahrengegen einen Offizier der
Bundeswehrist inhaltlich richtig.

Dennoch erlaubeich mir zunächstdarauf hinzuweisen, dasses sich
bei dem betroffenen Offizier entgegeno.a. Bezug nicht um einen
Stabsoffizierim RangeeinesOberstleutnants,sondernum einenOber-
leutnanthandelte.

Der Soldat, ein Zeitsoldat mit Dienstzeitende im III. Quartal 2002,
hattealsStudentan der Universität der Bundeswehrin Münchenauf
seinemprivaten Computer eine ¹Ausbildungshilfe mit Foltermetho-
denª zusammengestellt, in der die in dem Presseartikel der Süddeut-
schenZeitung vom 17.Dezember2001dargestelltenFoltermethoden
zur Informationsbeschaffung dargestelltwurden. Zu einer Veröffent-
lichung dieser¹Ausbildungshilfeª kam esnicht, da der Vorgangvon
KameradendesSoldatengemeldetwordenist.

Aufgrund der Meldung von Kameraden des Soldatenwurden von
dem zuständigenWehrdisziplinaranwalt Ermittlungengegenden Sol-
daten durchgeführt, die in eine Anschuldigung im disziplinargericht-
lichen Verfahrenvor der 10.Kammer desTruppendienstgerichtsSüd
mündeten.

In dem disziplinargerichtlichen Verfahren gegen den Soldaten er-
kannte die 10.Kammer des Truppendienstgerichts Süd für Recht,
dassder Soldatin denDienstgradeinesLeutnants,der denniedrigsten
Offizierdienstgrad seinerLaufbahndarstellt,herabgesetztwurde.Fer-
ner hatteer die Kostenund die notwendigenAuslagendesVerfahrens
zu tragen.

Das Urteil des TruppendienstgerichtsSüd, 10.Kammer, welchesin
Rechtskraft erwuchs,ist hinsichtlich der erkannten Disziplinarmaû-
nahme rechtlich nicht zu beanstandengewesen,da die Dienstgrad-
herabsetzungbei Offizieren nach§57 Abs.1 der Wehrdisziplinarord-
nungnur bis zumniedrigstenOffizierdienstgradihrer Laufbahnzuläs-
sigist.
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Der Soldatwurdenicht, wie vorgesehen,alsZugführerbei einemAus-
bildungsbataillon, sondernbei einemAmt der Bundeswehr alsDaten-
bankpflegereingesetzt. Nach dem AusscheidendesSoldatenausder
Bundeswehrim III. Quartal 2002wird der Soldatnicht in die Reserve
eingeplant.

58. Abgeordneter
Dr. Uwe-Jens
Rössel
(PDS)

Welche Position vertritt die Bundesregierung
zu der Ansicht, nach der für den Kauf von
73Militärtr ansportflugzeugen ¹A400Mª ein
Nachtragshaushalt2002notwendig sei?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Brigitte Schulte (Hameln)
vom 17. Januar 2002

Die parlamentarischenGremien werdenüber den SachstandFuture
TransportAircraft u.a. auchzu der von Ihnen angesprochenen Ange-
legenheitin Kürze unterrichtet werden.

59. Abgeordnete
Dorothea
Störr-Ritter
(CDU/CSU)

Ist im Zuge der Reform der Bundeswehreine
Verlagerungder Bundeswehrverwaltung Frei-
burg im Breisgau,vor allem desKreiswehrer-
satzamtes,nach Müllheim (Landkreis Breis-
gau-Hochschwarzwald) oder Immendingen
(Landkreis Tuttlingen) geplant, und welche
Auswirkungen bezüglich Personalstärke und
vorhandener bzw. geplanter Einrichtungen
und Gebäudehat diesauf die Deutsch-Franzö-
sischeBrigadein Müllheim?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 11. Januar 2002

Eine ¾nderung der mit dem Ressortkonzept Stationierung vom
16.Februar 2001 getroffenen Entscheidung zum Erhalt des
KreiswehrersatzamtesFreiburg und der StandortverwaltungFreiburg
ist nicht vorgesehen.Das Kreiswehrersatzamtverbleibt in Freiburg.
Die Standortverwaltung soll zum BetreuungsschwerpunktnachMüll-
heimverlegtwerden.

Die künftige Organisationder StandortverwaltungFreiburg (und aller
anderenverbleibendenStandortverwaltungen)wird die sich aus der
kurzfristig beabsichtigten Gründung privater Gesellschaften zur
Wahrnehmunginsbesondereder Arbeitsbereiche Bekleidung,Kraft-
fahrzeugflotte,Liegenschaftsmanagementund Informationstechnik er-
gebendenAuswirkungenberücksichtigenmüssen.Welchekonkreten
Veränderungensich darausergeben,kann im Augenblick noch nicht
gesagtwerden. Das betrifft auch die Planungenfür einen Neubau
einesStandortverwaltungsgebäudesin Müllheim.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit

60. Abgeordnete
Christina
Schenk
(CDU/CSU)

Welche Folgerungen zieht die Bundesregie-
rung ausdemUrteil desBundessozialgerichtes
vom 3. April 2001 zur Kostenübernahmefür
die Intracytoplasmatische Spermieninjektion
(ICSI)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Gudrun Schaich-Walch
vom 11. Januar 2002

Nach dem Urteil desBundessozialgerichtesvom 3. April 2001± Az:
B 1 KR 40/00 ± gehört die IntracytoplasmatischeSpermieninjektion
(ICSI) als neueMethode der künstlichenBefruchtunggrundsätzlich
zum Leistungskatalogder gesetzlichenKrankenversicherung. Der
Bundesausschussder ¾rzte und Krankenkassen ist aufgrund dieses
Urteils verpflichtet, zu präzisieren,bei welchenIndikationen im Ein-
zelfall die Kosten für die ICSI von der gesetzlichenKrankenversiche-
rung zu übernehmensind.Derzeit erarbeitetder Bundesausschussdie
dafür notwendige Richtlinienänderung, die das Bundesministerium
für Gesundheitim RahmenseinesPrüfungsrechts nach §94 SGBV
auf ihre Übereinstimmungmit demgeltendenRechtüberprüfenwird.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen

61. Abgeordneter
Peter
Bleser
(CDU/CSU)

Wie weit sind die Planungenzum Ausbauder
BundesstraûeB327 als wichtige Zubringer-
straûe zum aufstrebenden Flugplatz Frank-
furt/Hahn zwischenzeitlichgediehen?

62. Abgeordneter
Peter
Bleser
(CDU/CSU)

Wann ist im RahmendesAusbausder Bundes-
straûe B327 mit dem Bau einer Umgehungs-
straûe im Bereich der Ortslagen Gödenroth
und Kastellaunzu rechnen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Hilsberg
vom 18. Januar 2002

Für die Planungund Durchführungvon Um- und Ausbaumaûnahmen
im Zuge der BundesstraûeB327 ist die im Auftrag desBundeshan-
delndeStraûen-und VerkehrsverwaltungdesLandesRheinland-Pfalz
zuständig.

Die Bedeutungder BundesstraûeB327 als Zubringer zum Flughafen
Hahn ist unbestritten.Daher ist auch der Bau der Ortsumgehungen
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von Kastellaunund Gödenroth im Zuge der BundesstraûeB327 im
derzeit gültigen Bedarfsplanfür die Bundesfernstraûenin der höchs-
ten Dringlichkeit ± dem Vordringlichen Bedarf ± eingestuft.Für die
OrtsumgehungGödenrothwird zurzeitdie Detailplanungerstellt.Für
die OrtsumgehungKastellaun ist dagegenbereits das Planfeststel-
lungsverfahreneingeleitetworden.

Über die bauliche Realisierungbeider Maûnahmenentscheidet der
DeutscheBundestagin einem neuen Bedarfsplannach der zurzeit
stattfindendenÜberarbeitungdesBundesverkehrswegeplans(BVWP).
Das Land Rheinland-Pfalzhat hierzu beide Bundesfernstraûenmaû-
nahmenerneutzur Bewertungangemeldet.

63. Abgeordneter
Wolfgang
Börnsen
(Bönstrup)
(CDU/CSU)

Durch welchekonkreten Vorhaben beabsich-
tigt die Bundesregierung zur Optimierung der
Landverbindung zwischenHamburg und Ko-
penhagenim BereichdesSchienen-und Stra-
ûenverkehrsund auf welcherFinanzierungsba-
sisbeizutragen, nachdemsie jetzt noch einmal
erklärt hat, wie dem ¹Flensburger Tageblattª
im Januar2002zu entnehmenwar, dassnicht
vor 2003 mit einer endgültigenBeschlussfas-
sungzur Fehmarnbelt-Querungzu rechnenist,
der Verkehr aber zwischenDeutschlandund
Skandinavien Jahrfür Jahrzunimmt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 17. Januar 2002

Die Entscheidungen zur längerfristigenOptimierung der Landverbin-
dungenzwischenHamburg und Kopenhagensind engverbundenmit
den Ergebnissen desInteressenbekundungsverfahrensfür dasProjekt
einerfestenQuerungdesFehmarnbelts.Die ErgebnissediesesVerfah-
renssind Grundlagefür einegemeinsamedeutsch-dänischeEntschei-
dung über konkrete weitere Planungsschritte bis Ende 2002. Dieses
Vorgehenist mit Dänemarkabgestimmt.

Parallel hierzu wird im Rahmen der laufenden Überarbeitung des
Bundesverkehrswegeplanes (BVWP) untersucht, welcheMaûnahmen
erforderlich sind, um die langfristig prognostiziertenZuwächseim
Verkehrmit Dänemarkzu bewältigen.Die in der RelationHamburg±
KopenhagenmaûgeblichenVerkehrsachsen sind die Jütland-und die
Vogelfluglinie. Die Untersuchungen zum Ausbau der Schieneninfra-
struktur auf diesenRelationenund ihre jeweiligeWeiterführung nach
Kopenhagenwerdenin einerdeutsch-dänischenArbeitsgruppeaufein-
anderabgestimmt.

Für das Bestandsnetz hat die Deutsche Bahn AG (DB AG) auf
Grundlage des Zukunftsinvestitionsprogramms der Bundesregierung
am 15.Juni 2001 eine Konkretisierung der Maûnahmen 2001 bis
2003 vorgenommen. Derzeit werden von der DB AG die betrieb-
lichen Aufgabenstellungen für die in den Korridoren erforderlichen
Maûnahmen erstellt und mit dem Bundesministerium für Verkehr,
Bau-und Wohnungswesen(BMVBW) abgestimmt.
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Im Bundesfernstraûenbauwerdenkurz-und mittelfristig die im

± Investitionsprogramm1999bis2002,

± Anti-Stau-Programm(ASP) 2003bis2007und

± Zukunftsinvestitionsprogramm(ZIP) 2001bis2003

enthaltenenMaûnahmendurchgeführt.Insbesondere werdenim Zuge
der Bundesautobahnen BAB A1 und A7 realisiert: Der Ausbau der
BundesstraûeB207 zur BAB A1 zwischenOldenburg und Heiligen-
hafen,der sechsstreifige Ausbauder A1 zwischenHamburg-Billstedt
und dem AutobahndreieckHamburg-Südost und der Bau der 4. Elb-
tunnelröhreim Zugeder BAB A7. Insgesamtsindfür Neubauund Er-
haltungvorgenannterbeiderBundesautobahnen fast1 Mrd. Euro vor-
gesehen.

Die Finanzierungsbasis wird erweitert durch ein Betreibermodellfür
den sechsstreifigenAusbauim RahmendesProgramms¹Bauen jetzt
± Investitionenbeschleunigenª. Hierzu gehörtauchder sechsstreifige
Ausbaudesrd. 60km langenAbschnitts der BAB A7 nördlich Ham-
burgsbiszumAutobahndreieckBordesholm.

Die langfristigenInvestitionsentscheidungenrichtensichnachdenBe-
darfsplänenfür die Bundesschienenwegebzw.die Bundesfernstraûen,
die zurzeit überarbeitetund in der nächstenLegislaturperiode dem
DeutschenBundestagzur Entscheidungvorgelegtwerden.

64. Abgeordneter
Georg
Brunnhuber
(CDU/CSU)

Was unternimmt die Bundesregierung an zu-
sätzlichenLärmschutzmaûnahmenentlangder
BundesstraûeB29 ± Westumgehung Aalen ±
um die seitFreigabeder B29± Westumgehung
Aalen ± angewachsene Lärmbelästigung zu
verringern?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Hilsberg
vom 11. Januar 2002

Entsprechendden im Planfeststellungsbeschlussfür die Westumge-
hung Aalen getroffenen Festlegungenwird die baden-württembergi-
sche Straûenbauverwaltung in diesemJahr Verkehrszählungen und
darauf aufbauend entsprechende schalltechnischeBerechnungen
durchführen.Erst nachAbschlussder Untersuchungenkann beurteilt
werden,ob die gesetzlichenImmissionsgrenzwerteerreichtbzw.über-
schrittenwerden.

65. Abgeordneter
Georg
Brunnhuber
(CDU/CSU)

Geht die Bundesregierung im Interesse der
Anwohner davonaus,dassnoch im Jahr 2002
mit einer VerbesserungdesLärmschutzesent-
lang der B29 ± Westumgehung Aalen ± zu
rechnenist?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Hilsberg
vom 11. Januar 2002

Die detailliertenschalltechnischenUntersuchungenwerdeneinenlän-
gerenZeitraum in Anspruchnehmen,sodassgegenwärtigkeineAus-
sagegetroffenwerdenkann,ob für denBund alsStraûenbaulastträger
möglicherweiseeineVerpflichtung zur Durchführung weitererLärm-
schutzmaûnahmenbesteht.

66. Abgeordneter
Georg
Brunnhuber
(CDU/CSU)

Geht die Bundesregierung davonaus,dassder
Zeitplan zur Einführung der Lkw-Maut trotz
der Entscheidungvom Oberlandesgericht Düs-
seldorf (Aktenzeichen VERG 42/2001, vgl.
DeutscheVerkehrszeitung vom 5. Januarund
vom 10. Januar 2002 S.6) zum Maut-
Erhebungsverfahren eingehaltenund damit ab
1. Januar 2003 die Maut-Gebühr tatsächlich
elektronischerhobenwerdenkann?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 17. Januar 2002

Die Bundesregierungverfolgt weiterhindie Absicht,mit der Erhebung
der streckenbezogenenLkw-GebührAnfang 2003zu beginnen.

67. Abgeordneter
Dr. Hansjürgen
Doss
(CDU/CSU)

Erkennt die Bundesregierungeinen Wider-
spruchzwischender Aussagezum öffentlichen
Personennahverkehr im Koalitionsvertrag
(ÖPNV) (Kapitel IV: Ökologische Moder-
nisierung; Absatz4: Effiziente und umwelt-
gerechte Verkehrspolitik), ¹Eine Qualitäts-
offensivefür den ÖPNV setztden Erhalt der
Regionalisierungsmittel sowieeine dauerhafte
Förderungnachdem Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz (GVFG) vorausª und der jetzt
vorgenommenenKürzung der Zuschüssedes
Bundes für den schienengebundenenÖPNV
andie Länder,und wennnein,warumnicht?

68. Abgeordneter
Dr. Hansjürgen
Doss
(CDU/CSU)

WelcheAuswirkungenauf die Leistungsfähig-
keit desÖPNV erwartet die Bundesregierung
infolge Kürzung der Zuschüsseim Haushalt
2002um 210Mio. Euro im Vergleichzu 2001?

69. Abgeordneter
Dr. Hansjürgen
Doss
(CDU/CSU)

Bestätigtdie Bundesregierung die Berechnung
der rheinland-pfälzischen Landesregierung,
wonachdie Mittelkürzung Rheinland-Pfalzmit
13,6Mio. Euro trifft?
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70. Abgeordneter
Dr. Hansjürgen
Doss
(CDU/CSU)

Teilt die Bundesregierung die Sorge,dassdie
Zuschusskürzung die Bemühungen um die
Anbindung der strukturschwachen ländlichen
Räume an die wirtschaftlichen Zentren er-
schwert und damit einer Strukturpolitik, die
beim Transfer von Wirtschaftskraft und Be-
schäftigungsehr stark auf den ÖPNV setzt,
einenherbenRückschlagerteilt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 18. Januar 2002

Nein. Die Fragengehenvon falschenVoraussetzungenaus.Der Bund
hat keine Kürzung der Regionalisierungsmittel vorgenommen. Die
tatsächlicheEntwicklung der Regionalisierungsmittel resultiert aus
der bestehendenRechtslage.

Gemäû §5 Abs.2 Regionalisierungsgesetzsteigt der Betrag der Re-
gionalisierungsmittel jährlich entsprechend dem Wachstumder Steu-
ern vom Umsatz. Aufgrund der aktuellenSteuerschätzung vom No-
vember2001 ist wegender Umsatzsteuerentwicklung gegenüberden
bisher mitgeteilten Werten, die auf der Steuerschätzungvom Mai
2001 beruhen,ein niedrigerer Betrag zu erwarten.Die Höhe der in
2001 den Ländern vom Bund tatsächlich gewährten Regionalisie-
rungsmittel steht mit Abschlussder Jahresabrechnung im Februar
2002fest.

71. Abgeordneter
Siegfried
Helias
(CDU/CSU)

Wann wird der Bundesminister für Verkehr,
Bau-und Wohnungswesen,Kurt Bodewig,den
Abschlussbericht der Projektgruppe ¹Kon-
zentrationder Wasser-und Schifffahrtsverwal-
tung (WSV) zur Entscheidungvorlegen,und
wie stuft die Bundesregierung ein, dasser den
Abbau von bundesweit6 200 Arbeitsplätzen
enthaltensoll?

72. Abgeordneter
Siegfried
Helias
(CDU/CSU)

Wie viele Arbeitsplätze sollen an welchen
WSV-Standorten erhaltenbleiben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Hilsberg
vom 11. Januar 2002

Das Gutachten ¹Kernaufgaben der Wasser-und Schifffahrtsverwal-
tungª ermittelt überschläglichAufgabenanteile der WSV, die theore-
tisch einer Veränderung der Aufgabenerledigung durch vermehrte
Vergabenzugänglichsind,wennhierzuvorherigePersonalstrukturan-
passungenund Sachmittelzuweisungengewährleistet werden.Es han-
delt sichbei diesemSzenariojedochum einerein rechnerischeGröûe,
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die weder die konkrete Personal-und Altersstruktur der WSV noch
die derzeitvorhandenenAngebotsmärkteberücksichtigt.

Die VorschlägedesGutachtensund die darauszu ziehendenSchluss-
folgerungenwerden gegenwärtigzusammenmit der Personalvertre-
tung,der zuständigenGewerkschaftund der WSV eingehenderörtert.
Eine Entscheidungdarüber,welcheVorschlägedesGutachtensweiter
verfolgt werden können, wird auch vom ErgebnisdieserGespräche
abhängen.

Unabhängigdavon gilt generellim Zuge der WSV-Reform,dassbe-
triebsbedingte Kündigungen ausgeschlossen sind. Ferner wird eine
Strategiezur Privatisierungder WSV von SeitendesBMVBW nicht
verfolgt.

73. Abgeordneter
Klaus
Hofbauer
(CDU/CSU)

Bis wannsinddie Neubewertungsverfahrenim
Rahmen der Überarbeitung des Bundesver-
kehrswegeplanesabgeschlossen,und bis wann
ist mit der Aufstellung des neuenBundesver-
kehrswegeplaneszu rechnen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 17. Januar 2002

Die in die ÜberarbeitungdesBundesverkehrswegeplanes1992einzu-
beziehendenAus-und NeubauvorhabenwerdenderzeitnachdenKri-
terien Nutzen/Kosten-Verhältnis (NKV), Umweltrisikoeinschätzung
(URE) und Raumwirksamkeitsanalyse(RWA) durch externeGutach-
ter sowiedurch die Bundesanstalt für Gewässerkunde und das Bun-
desamtfür Naturschutzbewertet.Hierbei erfordert die erstmaligeAn-
wendungder modernisierten Bewertungsmethodik verstärktePlausibi-
litätskontrollen unter Einbeziehungaller bewertetenProjekte. Dieser
zusätzlichegutachtlicheProzessmussgründlich und sorgfältigdurch-
geführt werden.WegendesintegriertenBewertungsansatzes(Ermitt-
lung und Beurteilung inter- und intradependenter Vorhaben über
einenzusätzlichenBewertungslauf) und sichdarauseventuellergeben-
der Rückwirkungenkann nur auf dasGesamtergebnis, nicht hingegen
auf einzelneBewertungsergebnisse(NKV, URE oder RWA) abge-
stelltwerden.

Der Zeitpunkt für denAbschlussdieserBewertungsarbeiten lässtsich
noch nicht konkret benennen. Es ist vorgesehen,in diesemJahr die
Bewertungsergebnissemit denLändernzu erörtern,wie esseitensder
Verkehrsministerkonferenzam 10./11.Oktober 2001 gefordert wor-
denist. Die Erarbeitungeinesmit denRessorts,denLändernund den
VerbändenabgestimmtenRegierungsentwurfs für einen neuenBun-
desverkehrswegeplanwird biszumJahr2003andauern.

74. Abgeordnete
Dr. Martina
Krogmann
(CDU/CSU)

Zu welchemZeitpunkt wird die Bundesregie-
rung konkreteAussagenzu denReformplänen
bei der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
machen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 9. Januar 2002

Die Entscheidungüber die Umsetzungder Reform der Wasser-und
Schifffahrtsverwaltung (WSV) wurde im September1997 durch das
damaligeBundesministerium für Verkehr nachden folgendenGrund-
sätzengetroffen:

· DelegationoperativerAufgabenmöglichstauf die untersteVerwal-
tungsebene(Ortsbehörden),

· dezentraleRessourcenverantwortung,

· Zusammenführung sektoralerFach- und Unterstützungsaufgaben
zu einemmöglichstoptimalenGesamtkonzept,

· EinführungeinesControlling (u.a.KLR),

· Anpassungund Vereinfachungvon Verwaltungsvorschriften,

· Anpassungund Vereinfachungvon Verwaltungsvorschriften,

· Aufbau eines Personalmanagements (Personalentwicklungskon-
zept),

· Korrektur der innerenAufbauorganisationder einzelnenBehörden
sowie

· Beachtungder Sozialverträglichkeit.

Nach dem Ergebnis der 1999 vom Bundesministerium für Verkehr,
Bau-und Wohnungswesen(BMVBW) in Auftrag gegebenenUntersu-
chungen der Projektgruppe Kernaufgaben sind alle Aufgaben der
Wasser-und Schifffahrtsverwaltung des Bundes(WSV) Kernaufga-
ben,für die durch BehalteinesEigenanteilsan Personaldie Fachkom-
petenzbei der Verwaltungerhaltenwerdenund eine Rückholbarkeit
gewährleistet sein muss.Dies schlieût eine Privatisierung der WSV
aus. Der Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen,
Kurt Bodewig,hat diesmehrfachausdrücklichbestätigt.

Das GutachtenKernaufgabenwird gegenwärtigmit der zuständigen
Gewerkschaft,demHauptpersonalratim BMVBW und der WSV ein-
gehenderörtert.

75. Abgeordnete
Dr. Martina
Krogmann
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung die perso-
nelleSituationim Wasser-und Schifffahrtsamt
Hamburg± Auûenbezirk Stade?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 9. Januar 2002

Die ± im Rahmender fortgesetzten haushaltsgesetzlichenEinsparauf-
lagenin VerfolgungdesZielesder Haushaltskonsolidierung ± zur Ver-
fügung stehendenPersonal-und Sachmittelermöglichen esden Was-
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ser-und Schifffahrtsämtern mit ihren Auûenbezirken, in eigenerVer-
antwortungdie Aufgabenerledigungdurch eigenesPersonalund mit-
tels Unternehmervergabenflexibel und möglichstsparsamund wirt-
schaftlichzu steuern.

76. Abgeordnete
Dr. Martina
Krogmann
(CDU/CSU)

WelcheWichtigkeit misstdie Bundesregierung
der Realisierungder Ortsumgehung Cadenber-
gebei?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 17. Januar 2002

Die BundesstraûeB73 OrtsumgehungCadenberge ist im gültigen
Bedarfsplan für Bundesfernstraûen im ¹Vordringlichen Bedarfª
eingestuft.

Die Entscheidunghinsichtlich der Dringlichkeit von Einzelprojekten
trifft der DeutscheBundestagin einem neuenBedarfsplannach der
zurzeit stattfindendenÜberarbeitung desBundesverkehrswegeplanes
(BVWP). An dieseEntscheidungist die Bundesregierung gebunden.

77. Abgeordnete
Christine
Lambrecht
(SPD)

WelcheKonsequenzen zieht die Bundesregie-
rung ausden verheerenden Tunnelbränden in
denAlpenländern, um die Personenrettung im
Ereignisfallzu verbessern?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 9. Januar 2002

Obwohl Straûentunnel im Zuge der Bundesfernstraûenim internatio-
nalenVergleichbereitseinenhohenSicherheitsstandard besitzen,hat
das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
(BMVBW) nachdenTunnelbrändenin Alpenländern dasThemaauf-
gegriffenmit dem Ziel, die Personenrettung im Ereignisfallweiter zu
verbessern.Zu diesemZweckfand auf Initiative desBMVBW im No-
vember1999ein Workshopmit nahezu80 ExpertenausdemIn- und
Ausland¹Sicherheit in Verkehrstunnelnª mit UnterstützungdesDeut-
schenVerkehrssicherheitsrates,desEisenbahn-Bundesamtessowieder
Studiengesellschaft für unterirdischeVerkehrsanlagenin der Bundes-
anstaltfür Straûenwesen(BASt) statt.

Die hierausgewonnenenneuenErkenntnisse± ergänztdurch Auswer-
tungenweltweit ausgewählter Tunnelbrände ± sind bereitsin aktuelle
Planungensowiein laufendeBaumaûnahmeneingeflossen.Das glei-
chegilt für die Überarbeitung der Richtlinien für die Ausstattungund
den Betrieb von Straûentunneln (RABT). Voraussichtlich Ende des
1. Quartals2002werdendemBMVBW die überarbeitetenRichtlinien
im Entwurf vorliegen.

DeutscherBundestag± 14.Wahlperiode Drucksache 14/8084± 39±



78. Abgeordnete
Christine
Lambrecht
(SPD)

WerdenNachrüstungen am vorhandenenTun-
nelbestandin Erwägung gezogen,und wird
der ¹Saukopftunnelª (BundesstraûeB38) bei
diesenPlanungenberücksichtigt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 9. Januar 2002

Seitensder Bundesregierung wurde eine Nachrüstung der vorhande-
nenTunnelbeschlossenund bereitseingeleitet.Hierzu sind die obers-
ten Straûenbaubehörden der Länder aufgefordertworden,umgehend
die in ihrer Zuständigkeit liegendenTunnel im Bereichder Bundes-
fernstraûenim Hinblick auf einen erforderlichen Nachrüstbedarf zu
überprüfenund gemeinsamein Bauprogrammmit dem BMVBW für
die Nachrüstungaufzustellen.In dieseÜberprüfung ist auchder in Be-
trieb befindliche¹Saukopftunnelª (BundesstraûeB38)einzubeziehen.

79. Abgeordnete
Christine
Lambrecht
(SPD)

Hat die Bundesregierung für die Erreichungei-
neserhöhtenSicherheitsniveausder Verkehrs-
teilnehmerim EreignisfallbereitsMittel einge-
stellt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 9. Januar 2002

Die Bundesregierunghat für die erforderlicheNachrüstungbestehen-
der Straûentunnel in denkommendenJahrenrd. 230Mio. Euro einge-
plant. Für den Baubeginnin diesemJahr sind für Sofortmaûnahmen
rd. 15Mio. Euro vorgesehen.

80. Abgeordnete
Christine
Lambrecht
(SPD)

Sind der Bundesregierung Vorschlägeder be-
treffendenBundesländerzur Optimierung der
Sicherheitder Verkehrsteilnehmer in Tunnels
bekannt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 9. Januar 2002

Aufgrund der bereitszahlreichdurchgeführten Einzelabstimmungen
bei laufendenTunnelbaumaûnahmenim Bereichder Bundesfernstra-
ûen sind der Bundesregierung Vorschlägeder oberstenStraûenbau-
behördender Länder für die VerbesserungdesPersonenschutzesin
Tunnelnbekannt.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit

81. Abgeordneter
Dr. Paul
Laufs
(CDU/CSU)

Wie wirken sich die Beschlüsseder Bonner
Klimakonferenz auf den absolutenund pro-
zentualenBeitrag Deutschlandsaus, der zur
Erreichung des Minderungszielsder Europä-
ischen Union nach dem Kyoto-Protokoll er-
brachtwerdenmuss?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst
vom 24. Januar 2002

Weder die Beschlüsseder Fortsetzungder 6. Vertragsstaatenkonfe-
renz der Klimarahmenkonvention in Bonn im Juli 2001noch die Be-
schlüsseder 7. Vertragsstaatenkonferenzin Marrakeschim November
2001 haben den absolutenoder prozentualenBeitrag Deutschlands
oderder andererEU-Mitgliedstaatenzur ErreichungdesMinderungs-
ziels der EuropäischenUnion nach dem Kyoto-Protokoll verändert.
Die Höhe der Minderungsverpflichtungender Vertragsparteien unter
dem Kyoto-Protokoll wurde auf keiner der beidenKonferenzenneu
verhandelt.Im Vordergrund standvielmehr die Frage der Ausgestal-
tung der Regelnzur Erfüllung der Vertragsverpflichtungen,d.h. u.a.
auch die Frage, wie die Emissionsreduktionen erbracht werdenkön-
nen (Frage der Nutzung der flexiblen Mechanismen sowie der
Nutzung von Senkenaktivitäten). Der deutscheBeitrag im Rahmen
der EU-Lastenverteilungbestehtdahernachwie vor in einer Reduk-
tion der 6 Kyoto-Gaseim Zeitraum2008bis 2012um 21%gegenüber
1990. In absolutenZahlen bedeutetdies,dassdie durchschnittlichen
jährlichen Treibhausgasemissionenim Zeitraum 2008 bis 2012 rd.
254Mio. t CO2-¾quivalenteunter dem Niveau von 1990liegenmüs-
sen.

82. Abgeordneter
Dr. Paul
Laufs
(CDU/CSU)

Wie wird die Bundesregierungdie veränderten
deutschenMinderungslastenim EU-Burden-
Sharing (Lastenteilung)bei der Rückführung
klimarelevanter Gasfreisetzungenin der natio-
nalenKlimaschutzpolitik berücksichtigen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst
vom 24. Januar 2002

Da sich das Treibhausgas-Minderungszielfür Deutschlandim Rah-
mender EU-Lastenteilungdurchdie Beschlüssevon Bonnund Marra-
keschnicht verändert hat, bestehtkein Anlass,die deutscheKlima-
schutzpolitik zu ändern. Im Übrigen hält die Bundesregierung auch
weiterhin an ihrer erfolgreichennationalen Klimaschutzpolitik fest.
Durch diesePolitik konntendie Treibhausgasemissionenim Zeitraum
1990bis 2000um 18,7%reduziertwerden.Die Bundesregierung wird
ihr nationalesKlimaschutzprogramm fortführen und anspruchsvoll
weiterentwickeln, um dasZiel einerEmissionsreduzierungum 21%im
Kyoto-Zeitraum2008bis2012sicherzu erreichen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung

83. Abgeordneter
Dr. Gerhard
Friedrich
(Erlangen)
(CDU/CSU)

WelcheBasisdatenliegen der Aussagein der
Rede der Bundesministerin für Bildung und
Forschung,Edelgard Bulmahn, auf dem Ab-
schlusskongress des Forums Bildung am
10.Januar2002 in Berlin zugrunde,die Bun-
desregierung habe¹die Ausgabenfür Bildung
und Forschungseit 1998 um stattliche21,5%
auf rd. 8,8Mrd. Euro gesteigertª?

84. Abgeordneter
Dr. Gerhard
Friedrich
(Erlangen)
(CDU/CSU)

Wie passtdieszu der Presseerklärungder Bun-
desministerin für Bildung und Forschung,
EdelgardBulmahn,anlässlichder 2./3. Lesung
des Einzelplans30 im DeutschenBundestag
am 29.November 2001,wonachdas Gesamt-
volumen des Bildungs- und Forschungsetats
für 2002rd. 8,4Mrd. Euro betrage,waseiner
Steigerung gegenüber1998 um 15,5% ent-
spreche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Wolf-Michael Catenhusen
vom 18. Januar 2002

Die in der Presseerklärung desBundesministeriums für Bildung und
Forschung(BMBF) anlässlichder 2./3. LesungdesBundeshaushalts
genanntenHaushaltszahlen beruhenauf demIst desJahres1998(Ein-
zelplan30) ± abzüglichder Mittel für die gemäûOrganisationserlass
desBundeskanzlersvom 27.Oktober 1998an dasBundesministerium
für Wirtschaft und Technologieabgegebenen Aufgaben ± in Höhe
von 14205,79Mio. DM (7263306Mio. Euro). Dem stehtein Soll im
Einzelplan30 desJahres2002 in Höhe von 8391Mio. Euro gegen-
über.DiesentsprichteinerSteigerungvon 15,5%.

Die Aussagevon der Bundesministerin für Bildung und Forschung,
EdelgardBulmahn,auf dem AbschlusskongressdesForums Bildung
berücksichtigtauûerdem,dassdie BAföG-Darlehen ab dem Haushalt
2000auûerhalbdesEinzelplans30von der DeutschenAusgleichsbank
bereitgestelltwerden. Demnach stehenfür Aufgaben des BMBF in
2002insgesamtrd. 8828Mio. Euro zur Verfügung.

85. Abgeordneter
Hans-Joachim
Fuchtel
(CDU/CSU)

Wie werden nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in DeutschlandbesondereTalentein der
IT-Technologiebereitsfrühzeitigerkannt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Wolf-Michael Catenhusen
vom 18. Januar 2002

Die psychologische Wissenschaft unterscheidet zwischen einer allge-
meinen intellektuellen Begabung (Intelligenz) und speziellen Begabun-
gen oder Talenten, die sich auf enger umschreibbare Gebiete erstre-
cken (z. B. musisch-künstlerische Begabung, psychomotorische Bega-
bung, soziale Begabung). Eine spezielle IT-Begabung wird bisher nicht
erörtert, dieser Bereich dürfte der allgemeinen intellektuellen Bega-
bung zuzuordnen sein, die durch Tests erfassbar ist. Gängige Tests er-
fassen neben dem abstrakt-analytischen Denkvermögen auch andere
Merkmale wie divergentes Denken, Originalität, Flexibilität, Motivati-
on und Interesse. Inwieweit sich mit diesem Instrumentarium auch Be-
gabungen im Extrembereich objektiv, reliabel und valide erfassen las-
sen wird in der Wissenschaft kontrovers erörtert. Die Bundesregie-
rung hat daher einen Forschungsauftrag erteilt, der die Diagnostik be-
sonderer Begabungen im Rahmen der Optimierung des sog. Berliner
Intelligenz-Struktur-Modells zum Gegenstand hat. Ein Ergebnis wird
Ende 2002 vorliegen.

86. Abgeordneter
Hans-Joachim
Fuchtel
(CDU/CSU)

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
über Bemühungen auf örtlicher Ebene, solche
Talente bereits im Grundschulalter besonders
zu unterstützen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Wolf-Michael Catenhusen
vom 18. Januar 2002

Die Begabtenförderung in Schule und Vorschule ist Aufgabe der Län-
der, die in den letzten Jahren vielfältige Initiativen zur Förderung
hochbegabter Schülerinnen und Schüler entwickelt haben, u. a.

– besondere Arbeitsgemeinschaften,

– zusätzliche Leistungskurse,

– überregionale Wettbewerbe auf Landesebene,

– Schulen mit bilingualen Zügen,

– D-Zug-Klassen/Projektklassen,

– altersheterogene Klassen,

– Schulen mit Hochbegabten-Klassen.

Einen genauen und aktuellen Überblick über die Maßnahmen in den
16 Bundesländern vermittelt der Orientierungsrahmen schulische Be-
gabtenförderung (Heft 91/2001) der Bund-Länder-Kommission für
Bildungsplanung und Forschungsförderung, Bonn. Dabei ist ein be-
sonderer Schwerpunkt gelegt auf Maßnahmen mit mathematisch-na-
turwissenschaftlich-technischem Profil. Außerschulische Maßnahmen
der Begabtenförderung, darunter auch solche mit mathematisch-natur-
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wissenschaftlich-technischem Profil, werden auf örtlicher Ebene auch
von regional arbeitenden Elternverbänden angeboten.

87. Abgeordneter
Hans-Joachim
Fuchtel
(CDU/CSU)

Welche speziellen Förderungsmaßnahmen hat
die Bundesregierung ergriffen, und wo liegen
aus ihrer Sicht weitere Aufgabenfelder für
Länder und Kommunen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Wolf-Michael Catenhusen
vom 18. Januar 2002

Die Bundesregierung unterstützt die schulische Begabtenförderung
der Länder durch bundesweite Schülerleistungswettbewerbe. Im ma-
thematisch-naturwissenschaftlichen Bereich sind hier vor allem zu nen-
nen:

– Bundeswettbewerb Informatik,

– Jugend forscht,

– Bundeswettbewerb Mathematik einschließlich Auswahlwettbewerb
zur internationalen Mathematik-Olympiade,

– Auswahlwettbewerb zur internationalen Chemie-Olympiade,

– Auswahlwettbewerb zur internationalen Physik-Olympiade,

– Auswahlwettbewerb zur internationalen Biologie-Olympiade.

Im Siemens-Schülerwettbewerb „Join Multimedia“ ist die Bundesre-
gierung in der Jury vertreten und stiftet in jedem Jahr einen Sonder-
preis.

Im Übrigen hat die Bundesregierung nicht nur die Mittel für Bildung
und Forschung beachtlich gesteigert, sondern auch strukturelle Refor-
men eingeleitet.

Hierzu gehören die Offensive zum Abbau des Fachkräftemangels im
Rahmen des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfä-
higkeit, das „Sofortprogramm von Bundesregierung und IuK-Wirt-
schaft zur Deckung des IT-Fachkräftebedarfs in Deutschland“ sowie
das Handlungskonzept „IT in der Bildung – Anschluss statt Aus-
schluss“, in dessen Rahmen ein ganzes Bündel von Maßnahmen zur
Integration der neuen Medien in die Bildung gestartet wurde und für
das die Bundesregierung im Zeitraum 2000 bis 2004 ca. 0,7 Mrd. Euro
bereitstellt.

Die Bundesregierung ist dem Ziel, zur Schaffung der Voraussetzungen
für eine konsequente Integration der neuen Medien in den Unterricht
beizutragen, näher gekommen. Mit dem Start des Programms „Neue
Medien in der Bildung“ im Frühjahr 2000 hat sie eine stärkere Fokus-
sierung der in den 90er Jahren vorrangigen Technikorientierung des
Themas „IT und Bildung“ auf Inhaltsfragen eingeleitet. Bis zum Jahr
2004 werden für die Entwicklung von Lehr- und Lernsoftware für
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Schulen, Hochschulen und Berufsbildung über 300 Mio. Euro bereit-
gestellt.

Die Länder haben mit eigenen Programmen ihre Anstrengungen zur
Einführung der neuen Medien im Bildungsbereich massiv verstärkt
mit einem Schwerpunkt bei der Lehrerfortbildung. Darlegungen zu
den vielfältigen Initiativen der Länder sind auf dem Deutschen Bil-
dungsserver (www.bildungsserver.de) zu finden.

Die Wirtschaft hat im Rahmen der „Initiative Deutschland 21“ 20 000
Schulpartnerschaften zugesagt, eine Qualifizierungsinitiative für
120 000 Lehrkräfte gestartet sowie weitere Projekte und Initiativen
zum Thema „IT und Bildung“ auf den Weg gebracht.

Auch im Bereich der Hardwareausstattung können positive Entwick-
lungen festgehalten werden. Bereits seit Mitte Oktober 2001 verfügen
alle Schulen über Internetanschlüsse.

88. Abgeordneter
Hubert
Hüppe
(CDU/CSU)

Trifft es zu, dass der für Forschungspolitik zu-
ständige EU-Kommissar, Philippe Busquin,
Kritik daran, dass keine Kritiker der Embryo-
nenforschung als Referenten zur Tagung
„Stem cells: therapies for the future?“ eingela-
den wurden, mit der Äußerung beantwortet
hat „Wir haben keine Taliban eingeladen“
(vgl. Süddeutsche Zeitung vom 24./25./26. De-
zember 2001), und wenn ja, wie bewertet die
Bundesregierung diesen Vorgang?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Wolf-Michael Catenhusen
vom 11. Januar 2002

Die Bundesregierung sieht keinen Anlass, zu dem erwähnten Zei-
tungsartikel eine Erklärung abzugeben.

89. Abgeordneter
Heinz
Wiese
(Ehingen)
(CDU/CSU)

Welche bildungs- und familienpolitischen Kon-
sequenzen zieht die Bundesregierung aus den
Ergebnissen der PISA-Studie für Deutschland?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Wolf-Michael Catenhusen
vom 15. Januar 2002

Aufgrund ihrer Zuständigkeit sind zunächst die Länder und die Kul-
tusministerkonferenz (KMK) gefordert, schul- und bildungspolitische
Konsequenzen aus den PISA-Ergebnissen zu ziehen.

Die Bundesregierung wird in ihrem Verantwortungsbereich – auch un-
ter Einbeziehung der Familienpolitik – die Maßnahmen weiterführen,
die die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen verbessern.
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Gemeinsam mit den Ländern, der Wirtschaft, den Gewerkschaften,
den Kirchen und anderen gesellschaftlichen Gruppen sowie Eltern
und Jugendlichen hat die Bundesregierung im Rahmen des Forum Bil-
dung Ende des letzten Jahres Empfehlungen für eine Bildungsreform
in Deutschland erarbeitet. Am 9. und 10. Januar 2002 findet in Berlin
der Abschlusskongress des Forum statt.

Die durch PISA aufgezeigten Mängel sind seit längerem bekannt.
Bereits Vorgängeruntersuchungen wie TIMSS (Third International
Mathematics and Science Study) und nationale Leistungsvergleichs-
studien haben gezeigt, dass das deutsche Bildungswesen einer Erneue-
rung bedarf. Die aufgezeigten Mängel konnten bei der Erarbeitung
der Empfehlungen des Forum Bildung deshalb schon weitgehend be-
rücksichtigt werden. Die Empfehlungen des Forum Bildung gehen da-
mit in die richtige Richtung: Hierzu gehören eine früher einsetzende
und bessere Förderung in Kindergärten und Grundschulen, die Ein-
richtung von Ganztagsschulen als Regelangebot, eine verstärkte indi-
viduelle Förderung, eine bessere Erschließung des Bildungspotenzials
junger Ausländerinnen und Ausländer sowie eine Aus- und Weiterbil-
dung der Lehrenden, die fachwissenschaftliche Aspekte stärker mit
pädagogischen und didaktischen Fragestellungen verzahnt.

Das bundesrepublikanische Schulsystem schöpft offenbar nicht alle
Begabungspotenziale aus. Mehr und höhere Qualifikation ist auch im
Interesse der Wirtschaft erforderlich. Notwendig ist es deshalb, die so-
ziale Selektivität des Bildungssystems abzubauen und die Durchlässig-
keit und Flexibilität zu erhöhen. Die Förderung aller Begabungen
muss nach Meinung der Bundesregierung oberstes Gebot im Bil-
dungssystem sein.

Eine wichtige Funktion haben in diesem Zusammenhang auch die au-
ßerschulische Jugendbildung und die Bildung in Kindertageseinrich-
tungen. Die Kooperation von Schule und Jugendhilfe muss verstärkt
werden, nicht nur, um Ressourcen zu bündeln, sondern auch, um Er-
ziehungs- und Bildungsprozesse besser aufeinander abzustimmen und
Kinder und Jugendliche individuell vor dem Hintergrund ihrer per-
sönlichen, sozialen und familiären Voraussetzungen zu fördern. Der-
zeit werden intensive Gespräche zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen geführt, um die Zusammenarbeit zu verbessern.

Der internationale Leistungsvergleich zeigt, dass andere Staaten es
schaffen, hohe Qualität und ein gleichmäßigeres Leistungsniveau un-
abhängig von der sozialen Herkunft, dem Geschlecht, der Nationalität
und der Schulart bzw. einzelnen Schulen zu gewährleisten. Das wich-
tigste Ergebnis von PISA ist damit: Ein besseres Bildungssystem ist
nicht nur theoretisch denkbar, sondern auch in der Praxis umsetzbar.

Das Schulsystem zu reformieren ist dringend erforderlich, braucht
aber Zeit. Neben diesen Reformbemühungen dürfen diejenigen nicht
vergessen werden, die die Schulen schon verlassen haben oder jetzt
verlassen. Ein Teil dieser Jugendlichen und jungen Erwachsenen
braucht eine zweite und manchmal auch eine dritte Chance. Die Bun-
desregierung hat deshalb in diesem Bereich in den vergangenen drei
Jahren ihre Aktivitäten verstärkt:
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• Mit dem neuen BAföG können endlich wieder mehr junge Men-
schen bei uns studieren. Dafür stellt die Bundesregierung Jahr für
Jahr 1 Mrd. DM zur Verfügung.

• Das 1998 von der Bundesregierung beschlossene „Sofortprogramm
zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit – Ausbildung, Qualifizie-
rung und Beschäftigung Jugendlicher“ zielt u. a. darauf ab, Bil-
dungs- und Qualifizierungsdefizite von Jugendlichen zu beheben
und dadurch ihre Eingliederung in das Ausbildungs- und Beschäfti-
gungssystem zu erleichtern. Bisher sind rd. 333 000 Jugendliche
durch das Sofortprogramm gefördert worden.

• Mit dem Ausbildungskonsens im Bündnis für Arbeit und der ge-
meinsam mit den Sozialpartnern erheblich verstärkten Modernisie-
rung und Neuentwicklung von Ausbildungsberufen in wachsenden
Beschäftigungsfeldern wurde seit 1998 eine deutliche und kontinu-
ierliche Verbesserung der Ausbildungssituation erreicht.

• Mit dem „Zukunftsinvestitionsprogramm berufliche Schulen“
(ZIBS) trägt die Bundesregierung mit insgesamt 255 Mio. DM zur
Ausstattung der Berufsschulen mit moderner Technik und damit
zur Qualitätsverbesserung des Berufsschulunterrichts bei.

• Mit dem Programm „Kompetenzen fördern – Berufliche Qualifi-
zierung für Zielgruppen mit besonderem Förderbedarf“, für das
für einen Zeitraum von fünf Jahren 105 Mio. DM bereitgestellt
werden, sollen die Benachteiligten- und Migranten-Beschlüsse des
Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit um-
gesetzt werden. Ein Schwerpunkt des Programms ist die Verbesse-
rung der Bildungs- und Ausbildungschancen von Jugendlichen und
Erwachsenen ausländischer Herkunft.

Berlin, den 25. Januar 2002
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